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Glanz und Elend der deutschen Geschichte 
1946 bis 1956 

Band 4 
 

Das dreigeteilte Land: Ost-, Mittel- und Westdeutschland  
 
 
Band 4/123: 25.02.1952 – 09.07.1952 
 
 
25.02.1952  
DDR: Die Regierung ordnet am 25. Februar 1952 an, Schulgeld nach politischen Gesichts-
punkten zu verlangen. 
Februar 1952 
BRD: In einer Sitzung des Deutschen Bundestages fordert der CSU-Abgeordnete Franz Josef 
Strauß im Februar 1952, der "Europäischen Verteidigungsgemeinschaft beizutreten" (x067/-
228): >>... Wer auf den Anschluß der Bundesrepublik an die Gemeinschaft der freien Völker 
verzichtet, gibt die deutsche Einheit preis, ob er will oder nicht, ob er es weiß oder nicht. Die 
verhängnisvolle These, die manchmal auch in der SPD angeklungen ist: Zuerst Einheit, dann 
Europa, wird von uns mit der klaren Parole beantwortet: Über die Einheit Europas zur Wie-
dervereinigung Deutschlands!<< 
06.03.1952 
Polen: SS-Gruppenführer Jürgen Stroop (1895 in Detmold geboren, "Henker des Warschauer 
Gettos") wird am 6. März 1952 in Warschau hingerichtet. 
10.03.1952 
UdSSR: Stalin schlägt den 3 Westmächten am 10. März 1952 Grundzüge eines Friedensver-
trages mit Deutschland vor (x149/156): >>Deutschland wird als einheitlicher Staat wiederher-
gestellt. Damit wird der Spaltung Deutschlands ein Ende gemacht, und das geeinte Deutsch-
land gewinnt die Möglichkeit, sich als unabhängiger, demokratischer, friedliebender Staat zu 
entwickeln. ...  
Deutschland verpflichtet sich, keinerlei Koalitionen oder Militärbündnisse einzugehen, die 
sich gegen irgendeinen Staat richten, der mit seinen Streitkräften am Krieg gegen Deutschland 
teilgenommen hat. ...  
Es wird Deutschland gestattet sein, eigene nationale Streitkräfte ... zu besitzen, die für die 
Verteidigung des Lands notwendig sind. ...<<  
Der deutsche Historiker Alexander Demandt berichtet später über die Stalin-Note von 1952 
(x283/239-241): >>... Stalins Angebot weckte in Deutschland große Hoffnungen. Es fand ver-
breitete Zustimmung, zumal bei der SPD. In diesem Sinne empfahl auch Ernst Reuter, auf das 
Angebot behutsam einzugehen.  
Anders dachte der frankophile (franzosenfreundliche) Adenauer, der 1923 die Lostrennung 
des Rheinlandes von Preußen betrieben hatte.  
Berlin wäre nach Stalins Plan 1952 wieder Hauptstadt geworden. Bei den avisierten gesamt-
deutschen Wahlen war mit einem Sieg der Sozialdemokraten zu rechnen, und überhaupt 
schien dem Kanzler wohl ein Zuwachs an Preußen und Protestanten unsympathisch.  
Gleichwohl verleugnete Adenauer das Ziel einer Wiedervereinigung nicht geradewegs, 
verstand sich dazu aber erst nach erfolgter Westbindung der Bundesrepublik und einer Um-
wälzung in Osteuropa. Damit war er seiner Zeit allzu weit voraus. Zunächst wollte Adenauer 
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verhindern, daß seine Politik in Gefahr geriet, was Stalin in aller Offenheit bezweckte. Denn 
der Vertrag über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft stand unmittelbar vor dem Ab-
schluß.  
Es wurde dann jedoch nicht durch Moskau, sondern – eine Ironie der Geschichte – durch Paris 
torpediert. Erst drei Jahre später erfolgte der Beitritt der Bundesrepublik zur NATO.  
Adressat der Stalin-Note war nicht Adenauer. Seine Meinung fiel nicht wesentlich ins Ge-
wicht. Gefragt waren die Westmächte. ... 
Eine Verhandlung über die Stalin-Note wurde von Washington keineswegs offen abgelehnt, 
aber auf Druck von Paris, London und Bonn bewußt an Bedingungen gebunden, die für Stalin 
unannehmbar waren, nämlich an die vorab eingeräumten Möglichkeiten einer Revision der 
Oder-Neiße-Grenze und eines Beitritts Gesamtdeutschlands zur NATO. Damit war die Chan-
ce verspielt, festzustellen, ob Stalins Angebot gutwillig war.  
Wäre die von ihm entworfene Lösung zustande gekommen, so hätte sich der wirtschaftliche 
Aufschwung Westdeutschlands verzögert, aber es hätte sich auch das unendliche Leid erüb-
rigt, das in den Folgejahren das SED-Regime verschuldet und die fortdauernde Teilung 
Deutschlands mit sich gebracht hat. Das, was schließlich 1990 mühsam errungen wurde, wäre 
bereits 1952 erreicht gewesen.  
Um diese schmerzhafte Konsequenz einer versäumten Gelegenheit zu vermeiden, empfahl 
sich der Ausweg, zu bestreiten, daß eine solche Gelegenheit tatsächlich bestand, und die Sta-
lin-Note für bloßes Störfeuer, für Bluff zu erklären. Da der Westen sich aber weigerte, dies 
durch Verhandlung aller Welt vor Augen zu führen, so kann das nur aus der Besorgnis erklärt 
werden, daß Stalin es am Ende doch ernst meinte. Aber man wollte das von Moskau vorgese-
hene Resultat nicht. Daher erübrigte sich der Test, ob Stalin wirklich bereit gewesen wäre, die 
DDR aufzugeben. 
Die neuere Aktenlage zeigt, daß Stalins Vorstoß nur ein propagandistisches Manöver war. 
...<< 
Der deutsche Historiker Alfred Schickel (1933-2015) berichtet später in der Wochenzeitung 
"Das Ostpreußenblatt" vom 23. März 2002 über die "Die Stalin-Note" (x887/...): >>Moskaus 
gescheiterter Störversuch  
Die Aufregung bei den Westmächten war groß und die Besorgnis im Bonner Kanzleramt 
spürbar, als am 10. März 1952 die Nachricht aus Moskau einging, daß die Sowjetregierung 
einen Friedensvertragsentwurf für Deutschland vorgelegt habe und eine Viererkonferenz dar-
über vorschlage. 
Tatsächlich hatte an diesem Tag der stellvertretende Außenminister der UdSSR, Andrej Gro-
myko, den diplomatischen Vertretern Englands, Frankreichs und der USA eine Note und ein 
Memorandum übergeben. Darin regte die Regierung der Sowjetunion die Einberufung einer 
"Konferenz der vier Großmächte über die Ausarbeitung eines deutschen Friedensvertrages" an 
und schrieb wörtlich:  
"Um die Vorbereitung des Entwurfs eines Friedensvertrages zu erleichtern, legt die Sowjet-
union ihrerseits den Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und der Vereinigten Staaten 
von Amerika den beigefügten Entwurf für die Grundlagen eines Friedensvertrages mit 
Deutschland zur Prüfung vor."  
Zugleich erklärte sich Moskau bereit, "auch andere eventuelle Vorschläge zu dieser Frage zu 
prüfen".  
Und was die Aufregung im Westen letztlich auslöste: "Die Regierung der UdSSR rechnet da-
mit, in kürzester Frist eine Antwort auf den oben erwähnten Vorschlag zu erhalten".  
Der Kreml suchte also, den Westen unter Zugzwang zu setzen und machte seinen Druck ge-
schickt propagandistisch plausibel, als er im beigefügten "Grundriß zu einem Friedensvertrag 
mit Deutschland" feststellte:  
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"Seit Beendigung des Krieges mit Deutschland sind fast sieben Jahre vergangen. Jedoch hat 
Deutschland immer noch keinen Friedensvertrag. Es ist gespalten und befindet sich gegenüber 
anderen Staaten in einer nicht gleichberechtigten Situation. Diesem unnormalen Zustand muß 
ein Ende gemacht werden." 
Worte, denen niemand widersprechen konnte und die in den Ohren der national bewußten 
Deutschen wie Musik klingen mußten, wie man auch diesseits und jenseits der Zonengrenze 
gern zur Kenntnis nahm, daß nach Meinung Moskaus "der Friedensvertrag unter unmittelbarer 
Beteiligung Deutschlands, vertreten durch eine gesamtdeutsche Regierung, ausgearbeitet wer-
den" müsse. Eine demütigende Aussperrung von den Verhandlungen, wie sie Deutschland 
1919 in Versailles widerfuhr, sollte es nicht geben. 
Diese wohlberechneten Schmeicheltöne sollten besonders national-konservative Kreise in 
Westdeutschland für den Vorschlag des Kremls einnehmen und Adenauers eingeleitete West-
integrationspolitik stören. Entsprechend beunruhigt war man im Bonner Kanzleramt über die 
möglichen psychologischen Auswirkungen der Moskauer Wiedervereinigungsinitiative auf 
die Stimmung in der westdeutschen Bevölkerung. Starke politische Kräfte gaben damals im-
mer noch dem Streben nach nationaler Einheit den Vorzug vor einer Westbindung.  
Die gerade in jenem Jahre 1952 stattfindenden Olympischen Winterspiele in Oslo und Som-
merspiele in Helsinki dokumentierten durch die Teilnahme einer gesamtdeutschen Olympia-
mannschaft noch zusätzlich diesen Einheitswillen und konnten in dieser Tendenz von Moskau 
für seine Zwecke eingesetzt werden. Alles dieses erfüllte Kanzler Adenauer mit Sorge. 
Über die Beibehaltung einer gemeinsamen deutschen Olympiamannschaft hinaus bereitete 
ihm die augenscheinlich "konzertierte Aktion" zwischen den Ost-Berliner Kommunisten und 
dem Kreml ungleich größeres Kopfzerbrechen. 
Der als "Stalin-Note" in die Geschichte eingegangenen Deutschland-Initiative Moskaus war 
nämlich ein Ersuchen der DDR-Regierung in Ost-Berlin an die vier Hauptsiegermächte vo-
rausgegangen. Darin wurden die Regierungen in London, Moskau, Paris und Washington ge-
beten, "den Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland zu beschleunigen", worauf die 
Sowjetführung mit der Versicherung geantwortet hatte, "alles, was möglich ist, zu tun, um den 
Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland und die Wiederherstellung der Einheit des 
deutschen Staates zu beschleunigen". Schon knapp drei Wochen später, am 10. März 1952, 
übergab dann Gromyko den drei westlichen Vertretern in Moskau die erwähnte Note mit dem 
beigefügten Memorandum. 
Der vorgelegte Friedensvertragsentwurf enthielt neben diskutablen und annehmbaren Punkten 
wie die Wiederherstellung der deutschen Einheit, den Abzug der Besatzungstruppen und die 
Errichtung einer eigenen Wehrhoheit auch Auflagen wie die Anerkennung der Oder-Neiße-
Linie als endgültige deutsche Ostgrenze und die Neutralisierung Gesamtdeutschlands, Vorbe-
dingungen, von denen der Kreml wissen mußte, daß sie vom Westen und von der Bonner Re-
gierung schwerlich angenommen werden würden und deren Nennung die ganze sowjetische 
Deutschland-Initiative in den Verdacht brachte, nichts anderes zu bezwecken, als die sich ge-
rade vollziehende Westintegration der Bundesrepublik zu verhindern.  
Adenauer war es bekanntlich gelungen, den drei westlichen Besatzungsmächten gegen die 
Zusage eines deutschen Wehrbeitrags große Zugeständnisse wie die Beendigung ihrer Ober-
herrschaft in Westdeutschland und die Mitgliedschaft in internationalen Einrichtungen und 
Organisationen zu erreichen. Dabei nahm die Teilnahme am westeuropäischen Einigungspro-
zeß absoluten Vorrang ein und innerhalb diesem wiederum die Verständigung mit Frankreich. 
Als Zeitzeuge der leidvollen Auseinandersetzungen des 20. Jahrhunderts wußte der deutsche 
Kanzler, daß am Anfang einer europäischen Einigung die endgültige Beendigung der soge-
nannten Erbfeindschaft zwischen Deutschland und Frankreich stehen mußte.  
Um dieses Ziel zu erreichen, nutzte er alle sich bietenden Möglichkeiten und Gelegenheiten 
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und begriff selbst Nachteile als Chancen wie etwa die Teilung Deutschlands, mit der er den 
wiederholt von deutscher Stärke sich bedroht fühlenden Franzosen die Furcht vor einer gegen-
seitigen Annäherung nahm oder die weitgehend fehlende Souveränität der Bundesrepublik, 
die es ihm erleichterte, seine deutschen Landsleute für die Zustimmung zur Übertragung von 
Hoheitsrechten auf übernationale Institutionen wie die Hohe Behörde der Montan-Union zu 
gewinnen.  
Westlichen Nachbarn wie eigenen Landsleuten wußte er, unpopuläre Entscheidungen wie das 
Ja zur Aufstellung einer westdeutschen Armee mit der sich augenscheinlich verstärkenden 
Bedrohung durch die Sowjetunion plausibel zu machen. Der Ausbruch des Koreakrieges gab 
Adenauers besorgter Beurteilung, daß "die Lage noch nie so ernst" gewesen sei, ein hohes 
Maß an Glaubwürdigkeit. 
Scharfsichtig erkannte der deutsche Kanzler auch die große Bedeutung der handelnden Perso-
nen in der Politik und ihrer gegenseitigen Wertschätzung. So fand er für seine Verständi-
gungspolitik gegenüber Frankreich im französischen Außenminister Robert Schumann einen 
gleichgesinnten Partner und konnte mit ihm die deutsch-französische Annäherung ein gutes 
Stück voranbringen; wie er im Übrigen auch im italienischen Ministerpräsidenten Alcide de 
Gasperi einen ebenso überzeugten Mitstreiter für ein vereinigtes Europa hatte.  
Daß er sich mit dem einst reichsdeutschen Rechtsanwalt aus Elsaß-Lothringen und dem ehe-
mals österreichischen Korporal aus Südtirol auf Deutsch unterhalten konnte, empfand der 
nicht allzu polyglotte frühere Kölner Oberbürgermeister als eine zusätzliche Ermunterung zu 
weiteren Gemeinsamkeiten. 
All' das stand in den Augen des Kanzlers der Bundesrepublik Konrad Adenauer jedoch zur 
Disposition, wenn die Moskauer "Friedensvertrags-Initiative" ihre erhoffte Resonanz im We-
sten finden würde. Da kam es ihm zupaß, daß die deutschen Heimatvertriebenen entschieden 
gegen die in der Moskauer Note geforderte Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als endgültige 
deutsche Ostgrenze Stellung nahmen und vor einem "unbedachten Entgegenkommen des We-
stens" warnten.  
Entsprechend geschlossen standen sie hinter Adenauers Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen, Jakob Kaiser, der am 12. März 1952 in einer Rundfunkansprache zum einschlägigen 
Punkt im sowjetischen Friedensvertrags-Entwurf erklärte: "… Nur eines muß gesagt werden: 
Deutschland kann auf unbestreitbar deutsche Gebiete nicht Verzicht leisten. Wir haben ja 
schließlich auch die klare Bestätigung der Westmächte, daß in Potsdam keine endgültigen 
Beschlüsse über die künftigen Grenzen gefaßt wurden." 
Dem widersprach erwartungsgemäß die DDR-Regierung in Ost-Berlin. In einer Regierungser-
klärung vor der Volkskammer führte dazu Ministerpräsident Otto Grotewohl (SED) am 14. 
März 1952 aus: "Die im Entwurf der Sowjetregierung vorgeschlagene Regelung der territoria-
len Fragen auf der Grundlage der Potsdamer Beschlüsse stellt die einzige reale Lösung dieser 
Frage dar. Die Großmächte haben sich im Potsdamer Abkommen über die Grenzen Deutsch-
lands geeinigt. In enger Zusammenarbeit mit der Regierung Polens ist die Oder-Neiße-Grenze 
zu einer wirklichen Friedensgrenze zwischen Deutschland und Polen geworden. Es wird kei-
ner chauvinistischen Hetze mehr gelingen, das enge Freundschaftsbündnis zwischen dem 
deutschen und dem polnischen Volk zu trüben."  
Worte, die deutsche Heimatvertriebene aus Schlesien, Pommern und Ostpreußen 45 Jahre spä-
ter inhaltsgleich bekanntlich wieder hören sollten - nur diesmal von Vertretern einer gesamt-
deutschen Regierung und nach dem Zusammenbruch des kommunistischen Ostblocks.  
1952 sollte nach den Vorstellungen Moskaus eine gesamtdeutsche Regierung als Vorstufe zur 
Friedenskonferenz gebildet werden, um sie an den Verhandlungen der Siegermächte zu betei-
ligen und von ihr die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als endgültige deutsche Ostgrenze 
bestätigt zu bekommen. Ein Ansinnen, das damals - nicht zuletzt auch auf Betreiben Kanzler 
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Adenauers - abgelehnt wurde, zumal die Sowjetunion die von ihr vorgeschlagene gesamtdeut-
sche Regierung nicht aus freien Wahlen hervorgehen lassen wollte. 
Noch weniger akzeptabel erschien den Westmächten die vom Kreml geforderte Neutralisie-
rung Gesamtdeutschlands. Sie sahen - im Verein mit dem deutschen Bundeskanzler - in einer 
solchen Festlegung nicht nur eine Bevormundung des deutschen Volkes sondern darüber hin-
aus auch den durchsichtigen Versuch Moskaus, die sich damals gerade formierende westeuro-
päische Einigung zu stören.  
Die am 18. April 1951 begründete Montan-Union und die am 14. September des selben Jahres 
ausgesprochene "Billigung eines westdeutschen Wehrbeitrages" durch die drei Westmächte 
sollten durch die sowjetrussischen Vorschläge in Frage gestellt werden und die in jenen Wo-
chen des März 1952 zur Unterzeichnung anstehenden Verträge "über die Beziehung zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Westmächten" sowie die Gründung der Euro-
päischen Verteidigungsgemeinschaft im Papierkorb landen. Adenauer betrachtete jedoch diese 
Verträge als ganz wesentliche Bestandteile seiner Außen- und Deutschland-Politik und wollte 
sie nicht durch die sowjetischen "Friedensvorschläge" gefährden lassen. 
Dem vom Moskauer Kreml vorgetragenen Gedanken, Deutschland eigene nationale Land-, 
Luft- und Seestreitkräfte zu gestatten, parierte er am 16. März 1952 mit den Worten: "Die in 
der Sowjetnote vorgeschlagene nationale deutsche Aufrüstung ist in Anbetracht der fortschrei-
tenden Waffentechnik nicht möglich. Seit 1945 sind in der militärischen Forschung so große 
Fortschritte gemacht worden, daß Deutschland aus finanziellen und materiellen Gründen al-
lein auf sich gestellt eine nationale Rüstung nicht aufbauen kann", um dann das Grundkonzept 
seiner Politik mit dem Satz zu beschreiben: "Ziel der deutschen Politik ist nach wie vor, daß 
der Westen so stark wird, um mit der Sowjetunion zu einem vernünftigen Gespräch zu kom-
men". 
Diese als "Politik der Stärke" in die Geschichte eingegangene außenpolitische Strategie wurde 
bekanntlich 30 Jahre später von US-Präsident Ronald Reagan gegenüber Michail Gorbat-
schow neu aufgenommen und von seinem Nachfolger George Bush schließlich zum Erfolg 
gebracht. Späte Erfüllung einer Vision des "Alten von Bonn", die ohne die Abwehr der Stalin-
Note vom März 1952 schwerlich eingetreten wäre. 
Die Stalin-Note verursachte einen diplomatischen Schlagabtausch, der bis zum Herbst 1952 
dauerte. Er konzentrierte sich immer mehr um die Frage, auf welche Weise eine gesamtdeut-
sche Regierung zustande kommen sollte. Der Kreml wollte sie aus "Vertretern der Deutschen 
Demokratischen Republik" und der "Deutschen Bundesrepublik" hervorgehen lassen. Der 
Westen vertrat dagegen die Meinung, daß sie durch freie gesamtdeutsche Wahlen legitimiert 
sein sollte und teilte dies der Sowjetregierung in einer gemeinsamen Note Großbritanniens, 
Frankreichs und der USA am 23. September 1952 mit: "Es kann vor Abhaltung von Wahlen 
weder eine gesamtdeutsche Regierung gebildet noch Deutschland vereinigt werden."  
Und weiter: "Vor der Bildung einer gesamtdeutschen Regierung, die in der Lage ist, frei zu 
verhandeln, ist es unmöglich, die Bestimmungen eines Friedensvertrages mit Deutschland zu 
erörtern. Ein Friedensvertrag mit Gesamtdeutschland kann durch eine deutsche Vertretung 
weder verhandelt noch angenommen werden, die nicht die Regierung Gesamtdeutschlands ist, 
die ihn durchzuführen hätte."  
Doch: "Eine solche Regierung kann nur aus freien Wahlen hervorgehen." Und über deren De-
finition gingen schließlich die Auffassungen zwischen West und Ost fundamental auseinan-
der. Die Note der Westmächte vom 23. September 1952 machte dies unmißverständlich klar, 
indem sie darauf bestand, "daß wahrhaft freie Wahlen der Bildung einer gesamtdeutschen Re-
gierung vorausgehen und sie vorbereiten". Denn "die bittere Erfahrung der letzten Jahre hat 
gezeigt, daß der Ausdruck 'freie Wahlen' in der üblichen Sprache einen und im amtlichen so-
wjetischen Sprachgebrauch einen anderen Sinn hat. Der Gegensatz zwischen der Vorstellung 
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von freien Wahlen, wie sie in Westdeutschland und wie sie in der Sowjetzone herrscht, ist 
offensichtlich." 
Nach diesen Klarstellungen verlor der Kreml sichtlich jedes weitere Interesse an der Fortset-
zung des Notenwechsels, zumal sich der Westen geschlossen zur Weiterführung seiner bishe-
rigen Deutschlandpolitik bekannte und die Bundesrepublik konsequent Schritt für Schritt zur 
politischen Selbständigkeit führte. 
Konrad Adenauer wurde freilich die Sorge über eine mögliche Verständigung der Westmächte 
mit ihrem einstigen Kriegsverbündeten Rußland über den Kopf Deutschlands hinweg nicht 
ganz los. Dies dokumentiert ein Brief, den Mitarbeiter der Zeitgeschichtlichen Forschungsstel-
le Ingolstadt (ZFI) in der Eisenhower-Forschungsstätte ('Dwight-D-Eisenhower-Library') in 
Abilene/Kansas gefunden haben und den der Kanzler am 29. Mai 1953 an den neu gewählten 
US-amerikanischen Präsidenten geschrieben hatte. Darin setzte er sich gleichermaßen kritisch 
wie freimütig mit der Haltung Großbritanniens beziehungsweise seines damaligen Premiermi-
nisters Winston Churchill auseinander.  
Ohne diplomatische Schnörkel schrieb Adenauer an den einstigen US-Oberbefehlshaber in 
Europa und nunmehrigen amerikanischen Staatschef: "Wir werden positive Ergebnisse in der 
Auseinandersetzung mit Sowjetrußland nur erzielen, wenn wir selbst klar und eindeutig wis-
sen, was wir wollen, und dies auch vor dem Beginn einer Verhandlung mit Sowjetrußland 
deutlich zum Ausdruck bringen." 
Hintergrund seiner Kritik war eine Rede Churchills vor dem britischen Unterhaus am 11. Mai 
1953, in welcher der Londoner Premierminister für eine "Konferenz auf höchster Ebene zwi-
schen den führenden Mächten" eingetreten war und dazu wörtlich gemeint hatte:  
"Diese Konferenz sollte nicht durch eine gewichtige und rigorose Tagesordnung belastet sein 
oder zu einem Irrgarten oder Dschungel technischer Details führen, die zelotenhaft von Hor-
den von Experten und Beamten verfochten werden, die in einer weiten und schwerfälligen 
Schlachtordnung aufgereiht sind. Die Konferenz sollte auf die kleinstmögliche Zahl von 
Mächten und Personen begrenzt werden. Sie sollte mit einem Maß von Informalität und einem 
noch größeren Maß von Geheimhaltung in Abgeschiedenheit abgehalten werden." 
Dieser mit den Bündnispartnern nicht abgestimmte Vorschlag einer Gipfelkonferenz erinnerte 
den Kanzler an die überraschende Stalin-Note vom 10. März 1952 und ließ ihn fürchten, daß 
die Allianzen von Teheran und Jalta wiederauferstehen und Deutschland isolieren könnten. 
Von dieser Sorge konnten ihn auch die überaus schmeichelhaften Worte Churchills, er sei 
"der weiseste Staatsmann seit den Tagen Bismarcks", nicht befreien; vielmehr betonte er in 
seinem Brief an Eisenhower, "daß die Alliierten keine Regelung der Deutschlandfrage mit den 
Sowjets treffen sollten, ohne daß die Bundesregierung gehört worden ist und ihre Zustimmung 
erklärt hat".  
Damit nicht genug. Adenauer regte "angesichts der schicksalhaften Bedeutung einer Regelung 
der Deutschlandfrage für das deutsche Volk und für Europa" Eisenhower gegenüber noch zu-
sätzlich an, vor einem etwaigen Treffen mit den Sowjets eine Konferenz der westlichen und 
deutschen Außenminister-Stellvertreter abzuhalten, "in welcher eine Übereinstimmung des für 
die Lösung der Deutschlandfrage auf einer Viererkonferenz einzuschlagenden Weges erzielt 
werden sollte".  
In der begründeten Annahme, daß Präsident Eisenhowers amtierender Außenminister, John 
Foster Dulles, die Notwendigkeit einer solchen vorherigen gegenseitigen Abstimmung genau 
so sah, brachte Adenauer seine Überzeugung zum Ausdruck, "daß einer solchen Bitte die Be-
rechtigung nicht versagt werden kann, wenn man an die Aufgaben denkt, die Deutschland in-
nerhalb der westlichen Gemeinschaft gestellt" seien. 
Der Kanzler trat also in seiner Intervention bei Präsident Eisenhower keineswegs nur als erge-
bener Bittsteller auf, sondern nahm auch auffallend selbstbewußt die deutschen Interessen 
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wahr. 
Dies um so mehr, als er seiner obigen Feststellung gleich eine zweite Erwartung folgen ließ, 
nämlich den Vorschlag, daß die Bundesrepublik "am Verhandlungsort einer Viererkonferenz 
durch eine Persönlichkeit vertreten" sein sollte, "die laufend und in vollem Umfang von den 
Delegationen der Westmächte über die Verhandlungen unterrichtet wird". Damit wäre in den 
Augen Adenauers "eine schnelle Abstimmung der Auffassungen gewährleistet".  
Um gleich etwaigen Zugeständnissen der Westmächte zu Ungunsten Deutschlands vorzubeu-
gen, fügte der Bundeskanzler seinem Schreiben "eine Skizze von Gedanken und Zielen" bei, 
"deren Beachtung" ihm "vom deutschen Standpunkt für die Lösung des Deutschlandproblems 
wesentlich" erschien. 
Stalins Tod am 5. März 1953 und die nachfolgenden Turbulenzen in der Moskauer Führungs-
schicht ließen die Wahrscheinlichkeit einer baldigen Viererkonferenz freilich schnell schwin-
den - und mit ihr auch Adenauers Sorgen um die Zukunft einer freiheitlich-demokratischen 
Bundesrepublik. Schließlich sollte diese das Muster für das anzustrebende wiedervereinigte 
Deutschland bleiben.<< 
11.03.1952  
BRD: Die fast vollkommen verwüstete Insel Helgoland (jahrelang Übungsgebiet der briti-
schen Luftwaffe) wird am 11. März 1952 an die Bundesrepublik Deutschland zurückgegeben. 
20.03.1952  
Niederlande: Ein zum Tod verurteilter Gefangener schreibt am 20. März 1952 aus Den Haag 
einen Abschiedsbrief an das Evangelische Hilfswerk für Internierte und Kriegsgefangene: 
>>... Ich schreibe Ihnen heute, um mich zu verabschieden.  
Morgen, am 21.3.52, werde ich in der Frühe den Soldatentod sterben. Sind sie versichert, daß 
ich völlig ruhig bin und mein Schicksal entgegennehmen werde, wie es von einem Höheren 
beschlossen worden ist. 
Der Gedanke an Frau und Kind ... ist allerdings mehr als bitter. Doch muß ich auch darin be-
harren, da ich wehr- und machtlos bin.  
Nach dem Warum allerdings frage ich vergeblich. Ich werde in den Tod gehen mit dem festen 
Bewußtsein, eine persönliche Schuld, und nun gar eine solche, die derartige Strafe erfordert, 
nicht auf mich geladen zu haben. 
Leben Sie alle wohl und arbeiten Sie weiter an dem Ziel, der Welt den Frieden zu verschaffen. 
Meine Bitte ist einmal, sich meiner geliebten Frau und meines Herzenskindes annehmen zu 
wollen, und ferner, daß mein Tod der des letzten Deutschen in den ehemals besetzten West-
ländern sein möge! ...<< 
Der deutsche Landgerichtsrat Karlhans Sonnenburg, Bad Godesberg, kritisiert damals die 
Rechtsprechung der Siegermächte: >>Sieben Jahre sind deutsche Männer und Frauen als An-
gehörige der Wehrmacht, der Polizei, des Wehrmachtsgefolges und des Diplomatischen Korps 
durch die Mühlen der alliierten Sondergerichtsbarkeit für Kriegsverbrecher gegangen und ha-
ben sich in den Maschen einer Justiz gefangen, die Ausfluß einer fremden, eigens vom Sieger 
auf sie zugeschnittenen Sonder-Gesetzgebung und Rechtsprechung ist. 
Sieben Jahre sind Urteile gegen Deutsche auf Grund von Gesetzen gesprochen worden, die im 
Widerspruch zu der am 10.12.1948 feierlich proklamierten Internationalen Erklärung der 
Menschenrechte und zur Genfer Konvention stehen und allein schon wegen ihrer rückwirken-
den Kraft die Grundprinzipien des Völker- und Strafrechts verletzen.  
Sieben Jahre lang fungieren Mitglieder der völkerrechtlich illegalen nationalen Widerstands-
gruppen als Richter über Angehörige der legalen deutschen Truppe, winden voreingenomme-
ne Zeugen sich selbst Märtyrerkronen, indem sie Deutsche der scheußlichsten Verbrechen 
bezichtigen. 
Sieben Jahre hindurch sind Hunderte von Deutschen aufgrund von Sondergerichtsurteilen er-
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schossen worden, haben andere Hunderte darauf gehofft, daß sie eine Begnadigung vor der 
Hinrichtung bewahrt. ... 
7 Jahre lang haben Tausende von Deutschen als Untersuchungsgefangene in körperlicher, gei-
stiger und seelischer Not dem Zeitpunkt entgegengebangt, an dem über Leben und Freiheit für 
sie entschieden wurde. ... 
7 Jahre nach Beendigung der Feindseligkeiten wird der Krieg auf dem Gebiet des Rechts fort-
gesetzt, werden neue Verurteilungen ausgesprochen, werden Hinrichtungen - wie jüngst in 
Holland - vollzogen und Kerkerstrafen verbüßt. ... 
Zur gleichen Zeit werden in Korea, Indochina, Tunis und anderen Ländern von Angehörigen 
der Siegermächte, zum Teil sogar von deutschen Fremdenlegionären unter ihrem Befehl, die-
selben Taten begangen, die den deutschen Soldaten des Zweiten Weltkrieges als Kriegs-
verbrechen zur Last gelegt werden. Die Auswirkungen eines doppelten Rechtes für Sieger und 
Besiegte können sich nicht deutlicher offenbaren. 
Dabei kann die Frage der Schuld heute nicht mehr so eindeutig geklärt werden, daß eine Ent-
scheidung über Leben und Freiheit eines Menschen gerechtfertigt ist. Oft 10 und mehr Jahre 
nach den Geschehnissen ist eine einwandfreie Feststellung der Wahrheit und Klärung des 
Sachverhaltes erfahrungsgemäß unmöglich, zumal die Ereignisse im Zusammenhang mit 
Kampfhandlungen standen. ... 
Zwar wissen wir, daß es auch Schuldige gibt, aber für einen Schuldigen dürfen nicht Unschul-
dige leiden. Die Schuldigen, die zu decken wir ablehnen, sollen der verdienten Strafe nicht 
entzogen werden, die deutsche Justiz ist befähigt und befugt, sie gerecht zu bestrafen. ... 
Erst wenn die Westmächte die Gefangenen freigeben und sich durch diese Tat zu den demo-
kratischen Idealen der Gerechtigkeit, Freiheit und Menschlichkeit bekennen, dürfen unsere 
Brüder und Schwestern in den Zwangsarbeitslagern des Ostens hoffen, daß auch sie eines Ta-
ges die Heimat und ihre Familie wiedersehen werden.<< 
30.03.1952  
BRD: Die Bundesrepublik Deutschland, Israel und die Jewish Claims Conference führen am 
30. März 1952 Verhandlungen über Wiedergutmachungsleistungen.  
01.04.1952 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 1. April 1952 über das Grenzdurchgangslager 
Friedland (x123/118-119): >>1. April 1952. Gestern ging die britische Kommandogewalt im 
Lager zu Ende.  
Friedland hörte auf, englisches Territorium zu sein. Der Union Jack wurde an der Fahnenstan-
ge heruntergeholt und dafür die schwarz-rot-goldene Flagge hochgezogen. Entlassungsscheine 
für Kriegsgefangene werden in Zukunft von deutschen Stellen ausgefertigt. Der englische 
Kommandant und seine Gehilfen verabschiedeten sich.  
Als erste Maßnahmen ordnete der deutsche Lagerleiter an, daß die Schlagbäume an der Zu-
fahrtsstraße zum Lager entfernt werden. Bisher standen an diesen Barrieren Posten, die jeden 
Besucher und jedes Fahrzeug anhielten. Ohne Passierschein und Registrierung konnte nie-
mand das Lager betreten.  
Diese Formalität wird in Zukunft wegfallen. Friedland ist keine britische Enklave mehr.<<  
03.04.1952  
DDR: Am 3. April 1952 wird die "Verordnung über die Beschäftigung von Strafgefangenen" 
erlassen, um Strafgefangene während des Strafvollzugs "in bestimmten Zweigen der Indu-
strie" zu beschäftigen. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über diese Verordnung 
(x009/431): >>... Für ständige Normerfüllung und Übererfüllung wurde vorzeitiger Straferlaß 
in Aussicht gestellt, "wenn der Strafgefangene sich verpflichtet, das Doppelte des Strafrestes, 
mindestens jedoch ein Jahr, im gleichen Industriezweig zu arbeiten" (§ 2 Abs. 3). ...  
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Seit Sommer 1955 wurde nach und nach in den großen Strafanstalten die Regelung eingeführt, 
daß die Gefangenen keine Lebensmittelpakete von ihren Angehörigen mehr erhalten durften. 
Es durfte den Gefangenen zunächst aber noch Geld geschickt werden, für das sie sich in den 
Strafanstalten die dort vorhandenen Lebens- und Genußmittel kaufen konnten. Seit Frühjahr 
1956 ist auch diese zusätzliche Hilfe nicht mehr erlaubt. Bei guter Führung und Erfüllung der 
Arbeitsnorm kann dem Gefangenen gestattet werden, zum Geburtstag ein Lebensmittelpaket 
von seinen Angehörigen zu empfangen. 
Zu Weihnachten darf (und soll) der Gefangene ein Geschenkpäckchen an seine Angehörigen 
schicken, während er selbst zu diesem Fest kein Paket erhalten darf. ...<< 
07.04.1952 
BRD: Bundeskanzler Konrad Adenauer schreibt am 7. April 1952 an den deutschen Histori-
ker Gerhard Ritter (1888-1967) (x095/132-134): >>Sehr geehrter Herr Professor! 
... Wenn Sie schreiben, daß ich unter schärfster Anwendung von Drohungen mit Sprengung 
meiner Partei gezwungen werden müsse, den jetzigen Kurs einer Politik, die man nicht anders 
als einfach amerikahörig nennen könne, zu wechseln, so möchte ich Ihnen dazu folgendes 
bemerken, dabei wiederhole ich das, was ich schon seit Jahr und Tag öffentlich erklärt habe:  
Mit Sowjet-Rußland kann man nur verhandeln, wenn man mindestens gleich stark ist. Daher 
begrüße ich den Zusammenschluß der westlichen Welt. Ich bin überzeugt, daß, wenn die 
westliche Welt so stark ist wie Sowjet-Rußland, eine Verständigung mit Sowjet-Rußland 
möglich ist, aber nicht früher. Ich bin weiter überzeugt, daß ein Gespräch zu einem zu frühen 
Zeitpunkt Sowjet-Rußland nur in seiner Haltung bestärkt.  
Meine Politik geht dahin, Deutschland in den Westen einzubauen, um der Gefahr der Neutra-
lisierung zu entgehen, um den Westen zu stärken, um bei der eines Tages eintretenden Mög-
lichkeit der Verhandlung mit Rußland mitsprechen zu können, und zwar im Interesse 
Deutschlands, im Interesse des Friedens. 
Ich glaube nicht, daß meine Politik starr und unelastisch ist. Ich bin der Auffassung, daß das 
Schlechteste, was man tun könnte, ein Schwanken in der politischen Linie sein würde. Sie 
glauben nicht, wie stark das Mißtauen im Ausland noch gegenüber Deutschland ist. Durch ein 
Schwanken würde man dieses Mißtrauen in bedrohlicher Weise verstärken. ...<< 
28.04.1952  
DDR: Die Sowjets übergeben am 28. April 1952 der DDR 66 der 213 SAG-Betriebe, die an-
schließend in sog. "Volkseigene Betriebe" (VEB) umgewandelt werden. 
In der SBZ gibt es damals noch folgende Sowjetische Aktiengesellschaften (x009/397): 

SAG-Betriebe Beschäftigte 
SAG Wismut (Uranbergbau) 225.000 
SAG Brikett (Braunkohlenwerke, Schwefelwerke, Benzinwerke, Elektrizitätswerke) 40.000 
SAG Kali (Kalibergwerke) 12.500 
SAG Synthese (Benzinwerke) 18.000 
SAG Marten (Hüttenwerke, Walzwerke, Stahlgießereien) 19.000 
SAG Amo (Werke des Schwermaschinenbaues) 44.000 
SAG Transmasch (Waggonfabriken, Maschinen- und Armaturenfabriken) 31.000 
SAG Mineraldünger (Chemiewerk Leuna, Stickstoff und Kalkwerk) 29.000 
SAG Zement- und Baustoffwerke 5.500 
SAG Awtowelo (Automobilwerk, Werke der Motorrad-, Uhren-, Werkzeug-, Kugellager- 
und Büromaschinenindustrie) 

 
32.000 

SAG Kautschuk (Synthese- und Kautschukwerk, Gummiverarbeitung) 20.000 
SAG Kaustik (Chemiewerke, Farben, Filmmaterial, Zelluloid) 34.000 
SAG Kabel (Großbetriebe der Elektroindustrie, Kabelwerke, Akkufabriken)   41.000 
 551.000 

Die SAG-Betriebe beherrschen von 1946-1953 die Wirtschaft der SBZ. In vielen Industrie-
zweigen besitzen sie wichtige Monopolstellungen. Seit der Übernahme der deutschen Werke 
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sind die Produktionswerte der SAG-Betriebe stetig gewachsen. Nach den Planzahlen des Jah-
res 1951 produzieren die SAG-Betriebe 32 % der gesamten Industrieproduktion in der SBZ.  
29.04.1952 
BRD: Bundeskanzler Konrad Adenauer schreibt am 29. April 1952 an Bundespräsident 
Theodor Heuss wegen der Einführung der dritten Strophe des Deutschlandsliedes als Natio-
nalhymne (x095/136-137):  
>>Sehr geehrter Herr Bundespräsident! 
Die Frage einer "National-Hymne" ist in den vergangenen Jahren wiederholt zwischen uns 
besprochen worden. ... 
Als das Kabinett Sie vor Monaten durch mich bitten ließ, sich für die dritte Strophe des 
"Deutschland-Liedes" zu entscheiden, gab ich zu, daß ihre damalige Gegenargumentation eine 
innere Berechtigung besaß. Inzwischen ist nun die Frage dringend geworden, und ich muß den 
Wunsch der Bundesregierung darum pflichtgemäß wiederholen.  
Sie wissen selber um die Lage, in der bei amtlichen Veranstaltungen unsere ausländischen 
Vertretungen sich befinden. Ich will in diesem Augenblick die innerdeutschen Gefühlsmo-
mente, deren Gewicht von uns beiden gleich hoch gewertet wird, gar nicht in Anschlag brin-
gen. Es ist wesentlich der außenpolitische Realismus, der uns, ihnen wir mir, nahelegen muß, 
die Entscheidung nicht weiter hinauszuzögern. ... Daher die erneute Bitte der Bundesregie-
rung, das Hoffmann-Haydn'sche Lied als Nationalhymne anzuerkennen.  
Bei staatlichen Veranstaltungen soll die dritte Strophe gesungen werden.<< 
30.04.1952 
Japan: Der Friedensvertrag mit den westlichen Alliierten tritt am 30. April 1952 in Kraft, 
obwohl die sowjetische Regierung diesen Vertrag nicht ratifiziert. 
02.05.1952  
BRD: Das "Lied der Deutschen" bzw. das "Deutschlandlied" wird am 2. Mai 1952 (wieder) 
Nationalhymne der Bundesrepublik Deutschland.  
Zur deutschen Nationalhymne gehören offiziell alle 3 Strophen. Bundeskanzler Adenauer und 
Bundespräsident Heuss regeln jedoch damals, daß bei staatlichen Veranstaltungen nur die drit-
te Strophe gespielt bzw. gesungen werden soll. 
Das von August H. Hoffmann von Fallersleben (1798-1874, von 1830-42 Prof. für deutsche 
Sprache und Literatur in Breslau) am 26. August 1841 geschriebene "Lied der Deutschen" 
bzw. " Deutschlandlied" war von 1922-1933 die offizielle zur Nationalhymne der Deutschen 
Republik, ab 1945 durch die Siegermächte verboten (x230/41-42):  
>>Deutschland, Deutschland über alles,  
Über alles in der Welt,  
Wenn es stets zum Schutz und Trutze  
Brüderlich zusammenhält.  
Von der Maas bis an die Memel,  
Von der Etsch bis an den Belt -  
Deutschland, Deutschland über alles,  
Über alles in der Welt. 
 
Deutsche Frauen, deutsche Treue,  
Deutscher Wein und deutscher Sang  
Sollen in der Welt behalten  
Ihren alten, schönen Klang,  
Uns zu edler Tat begeistern  
Unser ganzes Leben lang.  
Deutsche Frauen, deutsche Treue,  
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Deutscher Wein und deutscher Sang. 
 
Einigkeit und Recht und Freiheit  
Für das deutsche Vaterland,  
Danach laßt uns alle streben  
Brüderlich mit Herz und Hand.  
Einigkeit und Recht und Freiheit  
Sind des Glückes Unterpfand.  
Blüh im Glanze dieses Glückes,  
Blühe, deutsches Vaterland.<<  
04.05.1952  
BRD: Dr. Linus Kather (1893-1983, 1949-58 Vorsitzender des Zentralverbandes der vertrie-
benen Deutschen) protestiert am 4. Mai 1952 während einer Kundgebung vor 60.000 Vertrie-
benen auf dem Bonner Markplatz gegen den geringen Umfang des geplanten Lastenausgleichs 
(x024/241-242): >>Wir vom BvD sind die letzten, die etwas dagegen sagen würden, daß die-
ses Gesetz stark unter sozialen Aspekten gestaltet wird.  
Wir haben uns nachdrücklich damit einverstanden erklärt, daß z.B. bei der Kriegsschadenren-
te, bei der Hausratentschädigung, wie bei der Entschädigung überhaupt, beim zeitlichen Vor-
rang und auch bei der Staffelung der Abgabesätze soziale Gesichtspunkte maßgeblich sein 
sollen: aber wenn man sagt, daß ausschließlich soziale Gesichtspunkte entscheiden sollen, 
dann müssen wir einen sehr entschiedenen Widerspruch anmelden: denn das bedeutet nicht 
mehr oder weniger als eine klare Verneinung unseres Rechtsanspruches und eine Negation des 
Lastenausgleichsgedankens überhaupt.  
Dann muß man folgerichtig der Wahrheit die Ehre geben, den Namen Lastenausgleich fallen-
lassen und die Überschrift wählen: "Gesetz über soziale Hilfsmaßnahmen für Vertriebene und 
Kriegssachgeschädigte" ...  
Die Geschädigten wollen aber keine soziale Fürsorge, sie fordern Erfüllung eines Rechtsan-
spruches im Rahmen des wirtschaftlich Möglichen.  
Nach ihrer Auffassung haben sie mit ihrem Hab und Gut, das sie in der Heimat zurücklassen 
mußten, Reparationen für die Gesamtheit des deutschen Volkes geleistet.  
Darüber hinaus sind sie überzeugt, einen im Naturrecht begründeten Rechtsanspruch zu haben 
aus der Gesamthaftung des ganzen Volkes für die Schäden und Verluste eines vom ganzen 
Volk gemeinsam geführten und verlorenen Krieges. ...<< 
08.05.1952  
DDR: Das SED-Regime kündigt am 8. Mai 1952 die Aufstellung "nationaler Streitkräfte" an.  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Militarismus" 
und die "Militärpolitik" in der SBZ (x009/286,287-288): >>Nach 1945 war die SED wie die 
übrigen Parteien bemüht, die Bevölkerung zu pazifistischen Vorstellungen hinzuführen.  
Doch seit dem Frühjahr 1952 versucht die SED, die Bevölkerung für die Aufstellung nationa-
ler Streitkräfte zu begeistern. ... Auf der Linie Lenins meint sie, ihre Rüstung ergebe keinen 
Militarismus. ... 
"Die Armeen der sozialistischen Revolution und der Diktatur des Proletariats sowie die 
Volksbefreiungsarmeen, die in der Regel unter der Führung der kommunistischen Arbeiterpar-
teien entstanden, sind keine militaristischen Verbände.  
Natürlich gibt es auch in diesen Armeen eine straffe militärische Ordnung und Ausbildung, 
Disziplin, Befehlsgewalt und Unterordnung. Das ist aber kein Militarismus.  
Militarismus ist die Ausrichtung des gesamten wirtschaftlichen, politischen und kulturellen 
Lebens eines Landes auf die Vorbereitung von Eroberungskriegen. Die Armee wird zum 
Hauptzweck des Staates, das Volk lebt und schafft nur, um die Soldaten zu stellen und die 
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Armee auszurüsten und zu ernähren."  
Weiter heißt es nach der Theorie des Marxismus-Leninismus: "Die politische Grundlage des 
modernen Militarismus ist die politische Herrschaft der imperialistischen Bourgeoisie."  
Da nun, so wird weiter behauptet, "der Charakter der Armee durch den Charakter des Staates 
bestimmt wird, ist die Armee eines Arbeiter- und Bauernstaates keine militärische Organisati-
on, weil in einem Staat der Arbeiter und Bauern die Grundlagen des Militarismus beseitigt 
sind". ...<< 
>>... Die als "Volkspolizei" getarnte Armee wurde bis Frühjahr 1952 überwiegend aus Frei-
willigen gebildet, die meist glaubten, einer bloßen Polizei beizutreten, und weit besser ver-
pflegt wurden als weite Teile der Bevölkerung. Grundlegend und bezeichnend für die Armee 
und die Polizeitruppen ist die politische Überwachung und Anleitung durch die Politorganisa-
tionen der SED in den bewaffneten Kräften. ... 
Von großer Bedeutung ist auch die scharfe und lückenlose Überwachung durch jene Organe 
und Spitzel des Ministeriums für Staatssicherheit, die innerhalb der Verbände eingesetzt sind. 
- In der Armee und bei den Polizeitruppen war (und ist bei den Spitzenstäben noch heute) eine 
dritte Kontrollorganisation tätig, die zugleich anleitend wirkt: die sowjetischen Berater für die 
militärische Ausbildung und Führung der Truppe. Ihr unbeschränkter Einfluß macht deutlich, 
wie sehr die Armee der SBZ ein Werkzeug des sowjetischen Imperiums sein soll. 
Bis April 1952 wurde die Abschirmung der Militärpolitik dadurch verstärkt, daß die SED be-
hauptete, der SBZ läge eine Bewaffnung völlig fern. ... 
Seit Mai 1952 bezeichnete die SED "nationale Streitkräfte" als notwendig und betrieb ihre 
Militärpolitik ziemlich offen. ...<< 
15.05.1952 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 15. Mai 1952 über das Grenzdurchgangslager 
Friedland (x123/120-123): >>Mitte Mai 1952. Über sechzig Gräber zählt nun bereits der 
Flüchtlingsfriedhof, ein schmaler Streifen Land, unmittelbar neben dem Friedhof der Gemein-
de gelegen, Hier liegen sie begraben, alte Menschen und Kinder, Flüchtlinge, Kriegsgefange-
ne, Vertriebene. Auf Friedland hatten sie ihre Hoffnungen gesetzt, alle Kräfte wurden noch 
einmal zusammengerafft, um diesen Ort zu erreichen. Friedland wurde ihnen zur letzten Ru-
hestätte. 
Grab reiht sich an Grab. Schlichte Holzkreuze künden davon, daß hier Menschen von der gro-
ßen Erdenwanderung ausruhen. Namen sind eingeritzt, die nach der ostdeutschen Heimat klin-
gen. ... 
Doch wie verdüsterte sich das Bild, als ich dann in den Grabreihen stand und die Inschrift auf 
einem der Holzkreuze las: "Hier liegt eine unbekannte alte Frau." Nichts weiter. ...  
Nicht einmal der Namen der Toten wurde der Nachwelt überliefert. Irgendwo haben Ver-
wandte gebangt und gehofft, haben gesucht und gefragt – aber niemals wird eine Antwort ein-
treffen. Niemals wird diese Familie erfahren, wo die Mutter oder Großmutter blieb. Sie ruht 
unbekannt, ohne Namen, in Friedland. 
Ich ging langsam weiter. ... 
Da stand wieder auf einem Holzkreuz: "Unbekannte weibliche Leiche". Dort: "Hier liegt eine 
unbekannte Frau".  
Sie liegen hier in der Reihe, so wie sie über den Streifen des Niemandlandes kamen, ein klei-
nes Holzkreuz mit weißer Schrift sagt dem nachdenklichen Besucher, daß hier Menschen ru-
hen, die der Krieg noch schlug, als die "Feindseligkeiten" eigentlich schon längst vorbei wa-
ren. 
Ich sah noch einmal die Reihen entlang, sah Kreuz an Kreuz und nahm die Ruhe und den 
Frieden dieses Todesackers in mich auf ... 
Vor allem kleine Kinder und ältere Leute starben in Friedland. Sie konnten nicht mehr weiter, 
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waren durch Flucht und Strapazen völlig ausgepumpt, überanstrengt, überfordert.  
Sie blieben hier. ...<< 
16.05.1952 
BRD: Im Bundestag wird am 16. Mai 1952 das Gesetz über den Lastenausgleich verabschie-
det.  
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schreibt später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über das Lastenausgleichsgesetz (x024/242-244): >>... Im Mittelpunkt des La-
stenausgleichsgesetzes stand die Hauptentschädigung.  
Für nachgewiesene Vermögensschäden sollten die Vertriebenen eine prozentuale Entschädi-
gung erhalten.  
Für geringe Schäden war der prozentuale Anteil verhältnismäßig hoch, z.B. für Schäden unter 
5.000 Reichsmark 95 %. Für hohe Vermögensverluste wurde eine verhältnismäßig geringe 
Entschädigung gewährt. So sollten etwa Schäden über eine Million Reichsmark nur noch mit 
6,5 % abgegolten werden.  
Die Auszahlung der Hauptentschädigung erfolgte aber erst ab 1959, weil zuvor noch Finan-
zierungsprobleme zu lösen waren. 
Da aber für die Feststellung der Vermögensschäden bei Immobilien der Einheitswert zugrunde 
gelegt wurde und nicht der Verkehrswert, fiel die Entschädigung noch niedriger aus, weil der 
Einheitswert viel zu niedrig angesetzt wurde.  
Jedenfalls war die Entschädigungssumme niemals ausreichend, um einen Ersatz für das verlo-
rene Gut zu erwerben. So konnte sich etwa ein vertriebener Bauer für die 20.000 DM, die er 
für seinen 30 Hektar großen Hof bekam, in der Bundesrepublik gerade einen Schlepper kau-
fen. Daher gestaltete sich auch die Eingliederung der Bauern in der Bundesrepublik besonders 
schwierig. Nur etwa 5 Prozent konnten wieder ihre frühere Tätigkeit aufnehmen. 
Als das Lastenausgleichsgesetz geschaffen wurde, war man allgemein der Auffassung, daß 
das deutsche Volk nicht imstande sein würde, das Vertriebenenproblem aus eigener Kraft zu 
meistern. ... 
Die Forderung der Vertriebenen, den Einheitswert durch den Verkehrswert zu ersetzen, um 
die Entschädigungen wenigstens einigermaßen an die Wirtschaftsentwicklung anzupassen, 
verhallte ungehört.  
Die Vertriebenen bildeten in der Bundesrepublik Deutschland eine Minderheit, von der jedes 
Jahr ein bedeutender Teil aus Altersgründen noch wegstarb. Warum sollte sich die Mehrheit 
da plötzlich besinnen und einer Minderheit freiwillig mehr gewähren. ...<< 
23.05.1952  
DDR: Am 23. Mai 1952 wird das "Gesetz über die Staatsanwaltschaft der DDR" erlassen. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Staatsanwalt-
schaft" der SBZ (x009/416): >>... Ihren Abschluß fand die Herauslösung der Staatsanwalt-
schaft aus der Justiz mit dem "Gesetz über die Staatsanwaltschaft der DDR" (StAG) vom 
23.5.1952, "das für die Staatsanwaltschaft der DDR die Krönung ihrer Entwicklung bedeute-
te" (Benjamin/Melsheimer in: "Neue Justiz" ...).  
Seither entsprechen Organisation und Aufgaben der Staatsanwaltschaft im wesentlichen dem 
sowjetischen Vorbild. Die Staatsanwaltschaft ist jetzt ein unmittelbar dem Ministerrat unter-
stelltes Staatsorgan mit besonderen, über den eigentlichen Justizbereich hinausgreifenden 
Aufgaben und Vollmachten.  
Nach dem StAG ist es Aufgabe der Staatsanwaltschaft, "die Aufsicht über die strikte Einhal-
tung der Gesetze und Verordnungen der DDR zu führen" (§ 1, Abs. 2, StAG). "Diese Aufsicht 
erstreckt sich auf alle Ministerien, Ämter und ihnen unterstellte Dienststellen und Einrichtun-
gen, auf Betriebe und ebenso auf alle Funktionäre des Staatsapparates und Bürger" (§ 10, Abs. 
2, StAG); diese Bestimmung deckt sich bezeichnenderweise fast wörtlich mit dem Art. 113 
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der Sowjetverfassung.  
Entsprechend dem § 10 StAG wurde die Abteilung "Allgemeine Aufsicht" in der Staats-
anwaltschaft geschaffen. In dieser neuen Funktion wird der Staatsanwalt als "Hüter der demo-
kratischen Gesetzlichkeit" bezeichnet.  
"Die allgemeine Aufsicht entspricht dem Wesen des Staates und hilft bei der Verwirklichung 
der Politik der Regierung. Sie ist eine wichtige politische Einrichtung. Die Lösung der sich für 
die allgemeine Aufsicht ergebenden Aufgaben kann nur in unmittelbarer Auswertung des er-
klärten politischen Willens der führenden gesellschaftlichen Kraft, der Partei der Arbeiterklas-
se erfolgen". ...  
Die Staatsanwaltschaft überwacht die Strafvollstreckung und übt die Aufsicht über alle Haft- 
und Strafanstalten (Strafvollzug) aus. Sie wirkt im Begnadigungsverfahren mit und führt das 
Strafregister. - Die Staatsanwaltschaft wird von dem Generalstaatsanwalt der DDR geleitet, 
dem in Bezirken (Bezirksstaatsanwalt) der Staatsanwalt des Bezirkes und in den Kreisen 
(Kreisstaatsanwalt) der Staatsanwalt des Kreises unterstehen. Sämtliche Staatsanwälte sind 
den Weisungen des Generalstaatsanwaltes unterworfen; er ernennt und entläßt Staatsanwälte. 
Fast alle Staatsanwaltsstellen sind mit der SED angehörenden Absolventen von Volksrichter-
Lehrgängen besetzt. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Parteilichkeit 
der Rechtsprechung" in der SBZ (x009/321-322): >>Ausdruck des Parteijargons.  
Eine untrennbare Einheit von demokratischer Gesetzlichkeit und Parteilichkeit der Rechtspre-
chung wird festgestellt, "Das Gesetz parteilich anzuwenden heißt, es so anzuwenden, wie es 
der Auffassung der Mehrheit der Werktätigen und damit den Zielen der Politik, der Partei, der 
Arbeiterklasse und der Regierung entspricht. Das heißt aber zugleich, die dialektische Einheit 
von Gesetzlichkeit und Parteilichkeit zu erkennen und durchzusetzen." (Hilde Benjamin in 
"Neue Justiz" 1958, S. 368).  
Immer wieder wird gefordert, daß die Richter der sowjetzonalen Straf- und Ziviljustiz mit 
"bewußter Parteilichkeit" arbeiten und daß sie nicht einem Hang zum "Objektivismus" erlie-
gen. Die Richter "müssen parteilich als politische Menschen entscheiden" (Böhme in: "Neue 
Justiz" 1955, S. 327). "In der richterlichen Entscheidung muß sich die Bereitschaft widerspie-
geln, die von der Partei der Arbeiterklasse und von der Regierung gefaßten Beschlüsse durch-
zusetzen (Melsheimer in: "Neue Justiz" 1956, S. 295).  
Parteilichkeit der Rechtsprechung bedeutet also nichts anderes, als daß der Wille der SED be-
achtet wird. "Die Beschlüsse der Partei sind das feste Fundament, auf dem das sozialistische 
Recht aufbaut. Sie bestimmen sein inneres Wesen. Deshalb ist eben das sozialistische Recht 
nicht von der marxistisch-leninistischen Partei zu trennen" (Petzold in "Staat und Recht" 
1961, S. 658). ... Dabei werden Schwankungen und Brüche in der Rechtsprechung aus politi-
schen Zweckmäßigkeitserwägungen nicht nur in Kauf genommen, sondern für richtig und 
notwendig gehalten.<< 
26.05.1952  
DDR: Die SED-Regierung erläßt am 26. Mai 1952 die sog. Sperrzonen-Verordnung und er-
richtet entlang der Demarkationslinie ein Sperrgebiet. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über das "Sperrgebiet" 
(x009/409-410): >>... (Das Sperrgebiet) ... umfaßt den 10-m-Kontrollstreifen, den 500-m-
Schutzstreifen und die 5-km-Sperrzone. –  
Das Leben in der Sperrzone unterliegt zahlreichen Beschränkungen. Der Aufenthalt in der 
Sperrzone bedarf einer besonderen polizeilichen Genehmigung; der Aufenthalt im Schutz-
streifen erfordert zusätzlich die Genehmigung des zuständigen Grenzpolizei-Kommandos. Der 
abgeholzte und umgepflügte Kontrollstreifen darf nicht betreten werden; es wird ohne War-
nung geschossen. –  
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Aus dem Sperrgebiet erfolgten im Sommer 1952 umfangreiche Zwangsevakuierungen, die 
eine Fluchtwelle auslösten.  
Der politische Vorwand für die Schaffung des Sperrgebiets auf Grund der sog. Ermächti-
gungsverordnung war die Unterzeichnung des Deutschlandvertrages vom 26.5.1952. ...<< 
BRD: Die 3 Westmächte und die Bundesrepublik Deutschland unterzeichnen am 26. Mai 
1952 in Bonn den "Deutschland- oder Generalvertrag".  
Dieser Vertrag (geänderte Fassung vom 23. Oktober 1954) tritt aber erst am 5. Mai 1955 in 
Kraft. 
27.05.1952 
BRD: Die deutsche Bundesregierung begründet am 27. Mai 1952 den Vertrag über die Grün-
dung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (x156/80-81): >>... Der erste Anstoß kam 
aus militärischen Überlegungen.  
Die Ereignisse in Korea im Jahre 1950 ließen die Notwendigkeit einer gemeinschaftlichen 
Organisation der Verteidigung des Westens erkennen. An dieser Verteidigung sollte sich nach 
allgemeiner Ansicht auch die Bundesrepublik Deutschland beteiligen können. ... 
Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft ist ebenso wie die Europäische Montangemein-
schaft, eine mit eigenen Hoheitsbefugnissen ausgestattete überstaatliche Gemeinschaft. ... 
Der Vertrag regelt nicht, wie frühere Militärbündnisse, Rechte und Pflichten der Staaten zu 
militärischem Beistand und Zusammenwirken, sondern er schafft auf dem Gebiet der Vertei-
digung, in ähnlicher Weise, wie es die Montangemeinschaft auf dem Gebiet der Grundstoffin-
dustrie getan hat, ein europäisches Gebilde mit eigenen Organen, eigenen Streitkräften und 
eigenem Haushalt. ... 
Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft zeigt hiernach, ähnlich wie die Montangemein-
schaft, starke Ähnlichkeit mit bundesstaatlichen Begriffen und Einrichtungen. Sie ist aufge-
baut auf der unbedingten Gleichstellung aller Mitgliedstaaten, und ihre Normen binden nicht 
nur die beteiligten Staaten, sondern unmittelbar die Bürger dieser Staaten. 
Hierbei greift die Verteidigungsgemeinschaft weit stärker als die Montangemeinschaft in die 
nationalen Hoheitsrechte ein. Eines der wesentlichsten Hoheitsrechte, das Recht der Selbst-
verteidigung, geht mit ihrer Errichtung der Ausübung nach auf die Gemeinschaft über. Das 
wirkt weit über das Militärische hinaus auf die Finanz- und Wirtschaftspolitik. ...<< 
Frankreich:  Die sechs EGKS-Länder unterzeichnen am 27. Mai 1952 in Paris einen Vertrag 
zur Errichtung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (Ziel: Integration der jeweiligen 
Streitkräfte).  
Dieser Vertrag scheitert schließlich an der Ablehnung der französischen Nationalversamm-
lung vom 30. August 1954. 
Mai 1952 
USA: Die New Yorker Zeitung "Herald Tribune" berichtet im Mai 1952 über die "deutsche 
Einheit" (x243/179): >>... Die westlichen Alliierten wollen die deutsche Einheit gar nicht oder 
doch nicht heute.  
Sie wollen so schnell und so eng wie möglich den Einbau Westdeutschlands in die westliche 
Gemeinschaft. Unzweifelhaft will dies auch Dr. Adenauer, aber jedesmal, wenn er es zu offen 
zeigt, verliert er die Unterstützung der Öffentlichkeit. ...<< 
01.06.1952  
DDR: Das "Gesetz über die Staatsanwaltschaft der DDR" tritt am 1. Juni 1952 in Kraft. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über das "Rechtswesen" 
in der SBZ (x009/354-357): >>... Die Staatsanwaltschaft ist aus dem Justizapparat herausge-
löst und in eine selbständige, unmittelbar dem Ministerrat unterstehende Behörde umgewan-
delt worden.  
Mit dem 1.6.1952, dem Tage des Inkrafttretens des "Gesetzes über die Staatsanwaltschaft der 
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DDR" war die Sowjetisierung des Strafrechts auf dem Gebiet der Strafverfolgung, der Straf-
vollstreckung und des Strafvollzuges vollendet. ...  
Nur noch 3 % aller Richter und 2 Staatsanwälte können als ordnungsgemäß ausgebildete Voll-
juristen bezeichnet werden. Sämtliche wichtigen Positionen sind mit Angehörigen der SED 
besetzt. Es gibt keinen Leiter einer Bezirksstaatsanwaltschaft, der nicht der SED angehört; bei 
dem Generalstaatsanwalt sind ausschließlich SED-Mitglieder als Staatsanwälte tätig.  
Da den Richtern und Staatsanwälten, die der SED angehören, von Beginn ihrer Ausbildung an 
eingehämmert wird, daß sie als Richter und Staatsanwälte Funktionäre ihrer Partei bleiben 
und die Richtlinien der Partei zu befolgen haben, ist es der SED und der von ihr gesteuerten 
Justizverwaltung möglich, unmittelbar in die Rechtsprechung einzugreifen.  
Der "Richter neuen Typus" darf nicht dem Objektivismus, sondern muß in seiner Rechtspre-
chung die Parteilichkeit wahren und beweisen, daß er die alte Klassenjustiz überwunden hat. 
Der Richter muß stets von dem Gedanken ausgehen, daß seine Urteile in erster Linie der "Ge-
sellschaft", also dem Staat, nützen müssen. Es kommt dabei nicht auf eine nur "formelle" An-
wendung des Gesetzes an, sondern auf dessen Auslegung im Sinne der SED. Der Verfas-
sungsgrundsatz von der Unabhängigkeit der Richter ist in besonderem Maße seit Einführung 
des Instrukteurwesens beseitigt. 
Mit der Justizreform 1952 wurden große Gebiete der Freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Verwal-
tungsstellen übertragen und das staatliche Notariat eingerichtet. Auch in der Rechtsanwalt-
schaft wurde durch die Bildung der Anwaltskollegien eine grundsätzliche Neuordnung in An-
griff genommen. Damit soll einem Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant vor-
gebeugt werden. ... 
... Entscheidendes Element für die Strafwürdigkeit einer Handlung oder Unterlassung ist die 
Gesellschaftsgefährlichkeit. Damit ist eine unmittelbare Anlehnung an das sowjetische Straf-
recht gegeben. "Aufgabe der demokratischen Rechtsprechung ist es, die gesellschaftlichen 
Verhältnisse der DDR mit den uns zur Verfügung gestellten Gesetzen, seien sie sanktioniert 
oder neu geschaffen, zu schützen. ... 
Neben der Rechtsprechung haben die Gerichte der SBZ noch eine andere besonders wichtige 
Aufgabe: die massenpolitische Arbeit der Justiz. ... "In der Tätigkeit der Gerichte der Arbei-
ter- und Bauernmacht bilden die Rechtsprechung und die politische Arbeit unter den Werktä-
tigen eine feste Einheit.  
Die Richter sind verpflichtet, durch regelmäßige Aufklärung über den sozialistischen Staat 
und sein Recht, insbesondere durch Erläuterung der Gesetze und durch Auswertung geeigne-
ter Verfahren, die Bevölkerung zur Einhaltung der sozialistischen Gesetze und zur aktiven 
Mitwirkung bei ihrer Durchsetzung zu erziehen (§ 4 GVG vom 1.10.1959). 
Vorbild in allem ist die Sowjetunion, über deren "sozialistische Gesetzlichkeit" der Leiter des 
Rechtsinstituts der Akademie der Wissenschaften der UdSSR, Prof. P. E. Orlowski, sagt:  
"Die "sozialistische Gesetzlichkeit" ist ein Mittel zur Festigung des sozialistischen Staates, zur 
Verwirklichung seiner Funktionen und Aufgaben, und sie gewährleistet zur gleichen Zeit die 
Verwirklichung der Rechte der Sowjetbürger. ... Dank der weisen Führung durch die kommu-
nistische Partei dient die sowjetische sozialistische Gesetzlichkeit der großen Sache des Auf-
baus des Kommunismus in unserem Lande" ("Neue Justiz" 1954, S.613 ff.). ...<< 
25.06.1952  
BRD: Die Bundesregierung verkündet am 25. Juni 1952 das Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1952 (x182/218): >>... Von den Ausgaben in 
Höhe von 21,1 Milliarden DM entfallen 36,2 % auf Sozialleistungen und 37,4 % auf Besat-
zungskosten. ...<< 
09.07.1952  
BRD: Bundeskanzler Adenauer spricht am 9. Juli 1952 im Bundestag über die Nachkriegszeit 
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im besetzten West- und Mitteldeutschland sowie die geplante Europäische Verteidigungsge-
meinschaft (x156/91-101): >>... Ich werde nunmehr versuchen, die Entwicklung, die seit 1945 
eingetreten ist und die zu der gegenwärtigen Lage geführt hat, durch Wiedergabe der markan-
ten und entscheidenden Tatsachen zu zeichnen.  
Wir alle haben zwar diese Entwicklung miterlebt; aber sie ist in so stürmischem Tempo er-
folgt, daß es sich empfiehlt, sie noch einmal vor Augen zu führen, um dann die nötigen 
Schlüsse daraus zu ziehen. 
Die wirtschaftliche und politische Entwicklung der Bundesrepublik sind nicht voneinander zu 
trennen. Die wirtschaftliche Vernichtung Deutschlands war zuerst von den Alliierten geplant 
als politisches Instrument.  
Im Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 wurde bestimmt: ... Bei der Organisierung der 
deutschen Wirtschaft das Hauptgewicht auf die Entwicklung der Landwirtschaft und der ein-
heimischen für friedliche Zwecke arbeitenden Industrien zu legen. 
Als Richtschnur sollte dienen, daß der Lebensstand in Deutschland nicht höher sein dürfte als 
in dem Durchschnitt aller europäischen Länder ausschließlich Großbritanniens und der So-
wjetunion,  
(Lachen bei den Regierungsparteien) 
aber einschließlich der südeuropäischen und osteuropäischen Länder. Deutschland sollte die 
Produktion aller seetüchtigen Schiffe verboten werden. Die Produktion von Metallen, Chemi-
kalien, Maschinen und anderen Gütern, die für die Kriegswirtschaft unmittelbar notwendig 
sind, sollte einer strengen Kontrolle unterworfen, die Produktionsstätten sollten zum großen 
Teil demontiert oder zerstört werden.  
Eine derartige Umänderung und Niederhaltung der deutschen Wirtschaft war und ist natürlich 
nur möglich durch ein vorgesehenes ausgedehntes und strenges Kontrollsystem. Ich darf in 
diesem Zusammenhang darauf hinweisen, daß die Sowjetunion in dem zur Zeit laufenden No-
tenwechsel zwischen ihr und den Westmächten verlangt, daß das Potsdamer Abkommen zur 
Grundlage des Friedensvertrages mit Deutschland gemacht wird. 
(Lebhafte Zurufe von den Regierungsparteien: Hört! Hört!) 
Die Beschlüsse von Potsdam wurden zunächst in dem Industrieplan vom März 1946 im ein-
zelnen ausgearbeitet. Und dieser Industrieplan fand die Zustimmung des Viermächtekontroll-
rats. Nach diesem Plan sollte die Industrieproduktion Deutschlands etwa 50 bis 55 % der Pro-
duktionshöhe von 1938 betragen. Alle darüber hinausgehenden Produktionskapazitäten sollten 
demontiert und entweder als Reparationsgüter ins Ausland gebracht oder an Ort und Stelle 
zerstört werden. 
Die wichtigsten Industriebeschränkungen wurden in folgenden Ziffern festgelegt: Stahlkapazi-
tät 7,5 Millionen Tonnen jährlich, chemische Grundstoffe 40 % der Kapazität von 1936, 
(Hört! Hört! rechts) 
Werkzeugmaschinen 11,4 % der Kapazität von 1938, 
(Zurufe von den Regierungsparteien: Hört! Hört! – Zuruf rechts: Wahnsinn ist das!) 
Elektrofabrikation 50 % von 1938. Es war eine bis in die kleinsten Einzelheiten gehende Be-
schränkung in der Produktion von Transportmitteln vorgesehen.  
Ja, meine Damen und Herren, sogar die Zahl der Telefone in Deutschland war genau festge-
legt und in den engsten Grenzen gehalten. 
Nach dem Scheitern der Moskauer Friedenskonferenz im März 1947 begannen die 3 westli-
chen Besatzungsmächte - jetzt für sich allein handelnd - einen neuen etwas liberaleren Indu-
strieplan für ihre Besatzungszonen auszuarbeiten.  
Dieser Plan wurde am 27. August 1947 veröffentlicht. Nach diesem Plan sollte die deutsche 
Industrieproduktion in den Westzonen auf 90 bis 95 % des Standes von 1936 gehoben wer-
den. Im einzelnen wurde festgelegt: Stahlproduktion 10,7 Millionen Tonnen jährlich, schwere 
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Maschinen 80 % der Vorkriegserzeugung, wovon aber 35 % als Reparationen abgeführt wer-
den sollten.  
Trotzdem sollten nach diesem Plan noch 918 Industriewerke demontiert werden, und zwar 
338 als sog. Kriegsindustrien und 580 Werke als sog. überschüssige Betriebe. Der größte Teil 
der zu demontierenden Werke – nämlich 496 – lag in der britischen Zone, darunter Walzwer-
ke, Eisenbahnzulieferungswerke, Röhrenwerke, Bergbauzulieferungswerke. 
Im Juli 1947 kam eine Wendung. Damals machte der amerikanische General Marshall in einer 
Rede in Harvard den Vorschlag, daß die Völker Europas sich zu einem gegenseitigen wirt-
schaftlichen Hilfs- und Wiederaufbauprogramm zusammenschließen müßten. Die Vereinigten 
Staaten seien bereit, die hierzu nötige Wirtschaftshilfe zu leisten. Deutschland sollte in dem 
Programm eingeschlossen sein. 
Auf der bald darauf in Paris zusammengetretenen Konferenz der europäischen Länder versag-
te der damalige sowjetische Außenminister Molotow schon nach den ersten Verhandlungsta-
gen die Mitarbeit der Sowjetunion und verließ Paris. 
(Zurufe von den Regierungsparteien: Hört! Hört!) 
Die Satellitenstaaten Polen und Tschechoslowakei wurden gezwungen, ebenfalls ihre Mitar-
beit zu versagen. Der Marschallplan wurde dadurch praktisch auf Westeuropa begrenzt. Im 
Frühsommer 1948 waren die Vorbereitungen so weit gediehen, daß die Marschallplanorgani-
sation in Paris ins Leben gerufen werden konnte. 
Deutschland hat bis jetzt unter dem Marshall-Planprogramm insgesamt 1 Milliarde 372 Mil-
lionen Dollar, das sind 5,7 Milliarden DM an wirtschaftlicher Hilfe erhalten.  
Hinzu kamen 1,6 Milliarden Dollar – das sind 638 Milliarden DM – durch die GARIOA (US-
Hilfsprogramm nach dem Zweiten Weltkrieg zur Verhinderung von Hunger und Seuchen). 
Zusammen hat Deutschland an Wirtschaftshilfe 12,5 Milliarden DM erhalten. 
(Zuruf von der KPD: Und wieviel Kohle und Stahl wurde gestohlen?!) 
Das Washingtoner Abkommen vom 8. April 1949, durch daß das Besatzungsstatut und die 
Vereinigung der 3 Westzonen gebilligt wurde, enthielt gleichzeitig eine Revision des bisheri-
gen Demontageprogramms. Von der Demontageliste wurden 159 Fabriken in den Westzonen 
ganz oder zum größten Teil abgesetzt, darunter 32 Stahlwerke, 88 Metallbearbeitungsfabri-
ken, 32 chemische Werke. Die deutsche Stahlkapazität sollte auf 13,3 Millionen Tonnen pro 
Jahr, die Produktion auf 11,1 Millionen Tonnen pro Jahr erhöht werden. 
(Zuruf der KPD: Für die amerikanische Rüstung!) 
Gleichzeitig wurde die Liste der verbotenen und beschränkten Industrien nicht unwesentlich 
revidiert. Zum Beispiel wurde das Verbot der Aluminiumerzeugung aufgehoben, die Produk-
tion jedoch auf 88.000 t im Jahr beschränkt. 
Die Fabrikation von Kugellagern wurde bis zur Höhe von 33 Millionen Einheiten zugelassen, 
der Bau von Seeschiffen bis zu einer Größenordnung von 7.200 BRT mit nicht mehr als 12 
Knoten Schnelligkeit. Erleichterungen wurden auch für die Maschinenindustrie eingeführt. 
Durch das Petersberger Abkommen vom 22. November 1949 wurde erreicht, daß der Bau von 
Schiffen in der im Washingtoner Abkommen vorgesehenen Größenordnung nunmehr tatsäch-
lich genehmigt wurde. Außerdem wurden zusätzliche Erleichterungen für den Schiffsbau ge-
währt, insbesondere wurde der Bau von Seeschiffen für Exportzwecke, allerdings innerhalb 
der der deutschen Schiffahrt auferlegten Grenzen, genehmigt. Eine größere Anzahl von Stahl-
werken und synthetischen Treibstoff- und Gummiwerken wurden mit sofortiger Wirkung von 
der Demontageliste gestrichen. 
Die Demontagen in Berlin wurden völlig eingestellt. Durch das Petersberger Abkommen ist es 
gelungen, den größten Teil der wichtigsten deutschen Werke vor der Demontage zu retten. ... 
Und nun, meine Damen und Herren, durch den am 26. Mai 1952 unterzeichneten Deutsch-
land-Vertrag fallen sämtliche Begrenzungen und Einschränkungen der deutschen Produktion 
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und des deutschen Handels fort. 
Es handelt sich nur noch um 2 Ausnahmen: den Bau von Flugzeugen und die Herstellung von 
Atomwaffen. Die Forschungstätigkeit auf dem Gebiet der Atomenergie ist nicht mehr verbo-
ten. ... 
Es handelt sich bei der Entscheidung, die der Bundestag zu treffen hat, nicht um eine Ent-
scheidung wie über irgendein Gesetz, sondern – ich wiederhole nochmals – die deutsche Ge-
schichte steht an einer Wende. Es ist nötig, daß man sich klar macht, welchen Weg wir zu-
rückgelegt haben, damit man dadurch in die Lage versetzt wird, zu sehen, ob der Weg, den 
wir eingeschlagen haben, richtig ist und ob es richtig ist, diesen Weg auch fortzusetzen. 
Ich glaube meine Damen und Herren, auch einige Ausführungen machen zu sollen über die 
politische Entwicklung bei uns und über die politische Entwicklung in der Sowjetzone. 
(Aha-Rufe bei der KPD)  
Auf politischem Gebiet war der Zustand in der Bundesrepublik bei der bedingungslosen Kapi-
tulation doch so, daß nur noch Gemeindebehörden wenigstens einigermaßen funktionierten. 
Der ganze übrige staatliche Apparat war zerschlagen.  
Am 5. Juni 1945 übernahmen die Alliierten die oberste Regierungsgewalt in Deutschland. Der 
Wiederaufbau der Verwaltungs- und staatlichen Organisation erfolgte in den 3 Zonen in ver-
schiedenem Tempo, aber im wesentlichen nach dem gleichen Schema. Sowohl in den Ge-
meinden wie in den neugeschaffenen Ländern wurden Parlamente eingesetzt, in die ernannte 
Mitglieder berufen wurden. Nach verhältnismäßig kurzer Zeit wurden freie Wahlen sowohl 
für die Gemeindeverwaltungen wie für die Landtage gestattet. Die zunächst ziemlich schroffe 
Überwachung der Gemeinde- und Länderverwaltungen wurde fortschreitend gelockert. 
Im Dezember 1946 vereinbarten die amerikanischen und britischen Behörden die Zusammen-
legung ihrer Besatzungszonen in wirtschaftspolitischer Hinsicht. In Frankfurt wurde der Zwei-
zonenwirtschaftsrat gebildet. Gleichzeitig erfolgte die Errichtung des deutschen Obergerichts.  
Auf Grund des Londoner Deutschland-Kommuniqués wurde am 1. Juli 1948 die Bildung ei-
ner verfassunggebenden Versammlung und einer zentralen Regierung vorgeschlagen.  
(Zuruf von der KPD: Erzählen Sie doch etwas über die Verträge! Zuruf rechts: Mund halten!) 
Die 11 Regierungschefs der Länder des westlichen Besatzungsgebiets arbeiteten Gegenvor-
schläge aus, in denen zum erstenmal vom Parlamentarischen Rat und vom Grundgesetz ge-
sprochen wurde. Dann trat der Ausschuß in Herrenchiemsee zusammen. Der Parlamentarische 
Rat konstituierte sich, das Grundgesetz wurde beschlossen und am 14. August 1949 fanden 
die Wahlen zum ersten Deutschen Bundestag statt. 
Nach der Bildung der Bundesregierung erfolgte der erste Besuch des Bundeskanzlers und von 
Mitgliedern des Kabinetts auf dem Petersberg (Hotel Petersberg bei Bonn: Sitz der Alliierten 
Hohen Kommission) am 21. September 1949. 2 ¾ Jahre später wurde der Petersberg geräumt, 
und am 26. Mai 1952 wurde hier bei uns in Bonn der Deutschland-Vertrag unterzeichnet, der 
die Aufhebung aller politischen Beschränkungen vorsieht. 
Meine Damen und Herren!  
Lassen Sie mich nun einen Blick werfen auf die Entwicklung in der Sowjetzone. 
Im Juli 1945 wurde dort der Antifaschistische Block gebildet. Im April 1946 bildete sich die 
Sozialistische Einheitspartei. Im September 1946 gab der Sowjetrussische Außenminister Mo-
lotow eine Erklärung über die deutsche Ostgrenze ab. Die einzige Konferenz aller deutschen 
Ministerpräsidenten scheiterte im Juni 1947 infolge Abreise der Sowjetzonenvertreter. 
(Zurufe der Mitte: Hört! Hört! – Zuruf von der KPD: Ach, wie schön!) 
Im März 1948 verließ die sowjetische Delegation den Alliierten Kontrollrat. Im April 1948 
begann die Abschnürung Berlins, und im November 1948 wurde die Spaltung der Stadt durch 
die Einsetzung eines Ost-Magistrats vollzogen. 
Im Oktober 1949 konstituierte sich die provisorische Volkskammer. Im Juni erkannte die So-
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wjetzonenregierung in einem Abkommen mit Polen die Oder-Neiße-Linie als endgültige 
Grenze an, 
(lebhafte Pfui-Rufe von den Regierungsparteien – der Abgeordnete Niebergall fragt: Was ist 
mit dem Saargebiet, Herr Adenauer? Wie ist es im Westen?)  
und im Oktober 1950 fanden die Wahlen zur Volkskammer statt. ... 
Im Gegensatz zu den finanziellen Hilfeleistungen an die Bundesrepublik im Rahmen des 
Marshall-Planes wurden in der sowjetischen Zone an die Besatzungsmacht in verschiedenster 
Gestalt in der Zeit von 1945 bis 1951 Werte in Höhe von insgesamt 31 Milliarden DM abge-
führt. 
(Abgeordnete der Regierungspartei: Hört! Hört! – die Abgeordnete Strohbach fragt: Was ist 
bei uns herausgeschleppt worden? Das möchten wir auch gern hören! ...) 
Das wirtschaftliche Leben ist in der Sowjetzone aufs schwerste beeinträchtigt. Die Bevölke-
rung leidet Not. Sie muß schwerste Arbeit leisten. 
(Zuruf von der KPD: Das glauben Sie doch selber nicht!) 
Freie Wahlen gibt es nicht, ebensowenig freie Parteien. Freiheit der Meinung, der Presse, der 
Versammlungen. Es gibt dort keine Grundrechte, wie wir sie besitzen. 
Die Entwicklung der politischen Lage in der Welt, meine Damen und Herren, wird bestimmt 
durch den allmählich immer stärker werdenden Gegensatz zwischen Sowjetrußland einerseits 
und den Westmächten andererseits.  
Nach 1945 rüsteten die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frankreich ab, und zwar in 
einem geradezu überhasteten Tempo. Im Gegensatz zu ihnen hielt die Sowjetunion nicht nur 
ihre Rüstung bei, sondern sie baute sie fortgesetzt aus. Sie schritt schon 1945 zu aggressiven 
Handlungen gegenüber Griechenland. Die Kämpfe in Griechenland dauerten bis 1947. Sie 
wurden beendet zugunsten Griechenlands durch die Unterstützung der Vereinigten Staaten 
und Großbritanniens.  
Die Sowjetunion versuchte ferner im Jahre 1946, in Persien einen Aufstand zu erregen. Hier 
wurde sie durch die UNO zum Rückzug gezwungen. Dann versuchte sie durch die Berlin-
Blockade, Berlin auszuhungern, um die Übergabe Berlins an Sowjetrußland herbeizuführen. 
In den gleichen Jahren vernichtete Sowjetrußland die Selbständigkeit der jetzt zu Satelliten-
staaten gewordenen Länder. Unter Bruch der zwischen den Alliierten und diesen Staaten ge-
schlossenen Friedensverträge ging die Sowjetunion überall nach der gleichen Methode des 
Kalten Krieges vor. 
(Zuruf von der KPD: Das ist doch nur Hetze!) 
Aber Ende dieser Aktion stehen überall sogenannte Wahlen, die unter dem Gebrauch demo-
kratischer Nomenklatur den Völkern den letzten Rest von Freiheit nehmen.  
Von den Vorgängen die im Ostblock als "freie Wahlen" bezeichnet werden, geben die Zahlen, 
die ich Ihnen jetzt mitteilen werde, ein überzeugendes Bild.  
In Albanien siegte im Dezember 1945 die Einheitsliste der nationalen Demokratischen Front 
mit 95 %. 
In Bulgarien siegte die Vaterländische Front im November 1945 mit 80 %, im Dezember 1949 
mit 97 %. 
In Polen siegte der Block der Nationalen Einheit im Januar 1949 mit 89 %.  
In Rumänien siegte der Regierungsblock im März 1948 mit 97 %. 
In der Tschechoslowakei siegte die Einheitsliste der nationalen Front im Mai 1948 mit 90 %. 
(Zuruf von der KPD: Das tut weh! – der Abgeordnete Dr. von Brentano fragt: Nirgends über 
100 %?) 
In Ungarn siegte die Unabhängigkeitsfront im Mai 1949 mit 98 %. 
Und sie wissen alle, meine Damen und Herren wie die Einheitsliste in der Sowjetzone bei den 
"freiesten Wahlen", wie sie dort genannt wurden, mit fast 100 % gesiegt hat. 
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Überall, meine Damen und Herren, dieselbe Methode:  
Einheitsliste, Terror, Zwang zur Wahl – und dann diese glänzenden, für eine "freie demokrati-
sche Wahl" sprechenden Wahlergebnisse. 
Der Krieg in Korea im Sommer 1950 führte einen neuen Abschnitt in dem Verhältnis der 
Westmächte gegenüber der Sowjetunion herauf.  
Während vorher die Westmächte, insbesondere die Vereinigten Staaten, geglaubt hatten, sich 
gegenüber dem Vordringen des Kommunismus unter Sowjetrußlands Führung lediglich durch 
wirtschaftliche Unterstützungsmaßnahmen zur Wehr setzen zu können, während sie sich bis 
dahin mit papierenen Protesten gegenüber der Unterwerfung der Satellitenstaaten begnügt hat-
ten, schritten die Westalliierten nach Beginn des Koreakrieges zur Wiederaufrüstung.  
In Kenntnis der Gefahren, die ihnen aus der von der Sowjetunion verfolgten Politik drohten, 
schlossen sich nunmehr eine Reihe von Mächten im April 1949 im Atlantikpakt zusammen. 
Im Februar 1952 traten Griechenland und die Türkei bei, so daß jetzt im Nordatlantikpakt 14 
Staaten vereinigt sind.  
Der Nordatlantikpakt – und wir haben deswegen ein solches Interesse an ihm, weil wir nach 
Genehmigung der Verträge über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft in ihn eingeglie-
dert werden - ... ist in seinen wesentlichen Bestimmungen ein in den Rahmen der Vereinten 
Nationen eingebauter Konsultativ- und Beistandspakt, der vor allem auf dem in Artikel 51 der 
Charta bestätigten natürlichen Recht der Staaten auf individuelle und kollektive Selbstvertei-
digung gegen jeden bewaffneten Angriff beruht.  
Ein Angriff auf ein Mitglied gilt als Angriff gegen alle. Der Pakt ist aber nicht rein militäri-
scher Art, sondern er verpflichtet die Mitglieder auch zur Förderung der Voraussetzungen für 
Stabilität und Wohlfahrt der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und zur Beseitigung von Kon-
flikten in ihrer internationalen Wirtschaftspolitik. 
Das Ergebnis dieser Entwicklung seit 1945 fasse ich in folgenden Feststellungen zusammen: 
Es haben sich 2 gewaltige Machtsysteme aufgebaut: das von Sowjetrußland geführte und das 
westliche, in dem als stärkste Macht die Vereinigten Staaten hervortreten.  
In dem von Sowjetrußland geführten Machtsystem sind, wie zahlreiche Vorkommnisse klar 
erkennen lassen, starke Expansions- und Aggressionskräfte wirksam. Die Auswirkung dieser 
Kräfte erstreckt sich im Wege des Kalten Krieges weit über die Grenzen des Ostblocks hin-
aus, insbesondere auch in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, Frankreichs und Itali-
ens, und zwar getarnt und ungetarnt. Das westliche Machtsystem hat seinen Ausdruck gefun-
den im Atlantikpakt und in einer Reihe von ebenso ausgesprochen defensiven Bündnissen und 
Abmachungen. ... 
Wie schnell, meine Damen und Herren, die Entwicklung infolge der Einsicht der Westmächte 
und infolge des Drucks, der von Osten her auf sie ausgeübt wurde, wie schnell die Entwick-
lung des Verhältnisses der Bundesrepublik zu den Mächten Westeuropas und die Entwicklung 
in Westeuropa selbst sich geändert haben, ergibt sich aus folgendem.  
Am 10. Dezember 1944 schloß die französische Regierung mit der Sowjetunion einen auf 20 
Jahre berechneten Bündnisvertrag, der sich ausdrücklich und ausschließlich gegen Deutsch-
land richtete.  
Am 4. März 1947 schlossen Frankreich und das Vereinigte Königreich in Dünkirchen ein 
50jähriges Bündnis, das ausdrücklich gegen Deutschland gerichtet war.  
Am 12. März 1948 schlossen Großbritannien, Frankreich, Belgien, die Niederlande und Lu-
xemburg in Brüssel ein 50jähriges Bündnis, das laut seiner Präambel für den Fall der Erneue-
rung einer deutschen Aggressionspolitik gedacht war. 
Und, meine Damen und Herren, am 26. Mai 1952, wurde in Bonn der Deutschlandvertrag und 
am 27. Mai in Paris der EVG-Vertrag unterzeichnet, Verträge, durch die nach ihrer Genehmi-
gung Deutschland zum Verbündeten der Westmächte wird. 
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Auch die Integration Westeuropas, meine Damen und Herren, schreitet fort.  
Sie begann mit dem Europarat, sie erhielt den ersten kräftigen Anstoß durch den Abschluß 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, den Schuman-Plan. 
... Er wird die Integration Europas in kräftiger Weise fördern. Der Vertrag über die Europäi-
sche Verteidigungsgemeinschaft wird, wie ich schon ausführte, die Integration Westeuropas 
ein großes Stück vorwärts bringen.  
Leider können wir infolge der gesamten internationalen Lage zur Zeit immer nur von der Inte-
gration Westeuropas sprechen. Aber alle diese Pakte, die die Integration fördern, und diejeni-
gen, die noch zu schließen sind, um sie zu vollenden, sehen den Beitrag auch der anderen eu-
ropäischen Länder vor und werden ihn vorsehen, so daß wir mit Bestimmtheit hoffen können, 
im Laufe der Zeit zu einer Integration ganz Europas zu kommen.  
(... Zuruf von der KPD: Bis zum Ural! ...) 
Lassen Sie mich jetzt noch die Lage der Bundesrepublik infolge der seit 1945 eingetretenen 
Entwicklung skizzieren.  
Die Bundesrepublik steht noch unter Besatzungsstatut. Sie ist unbewaffnet. Sie ist nicht in der 
Lage, sich zu verteidigen. Sie ist - und darauf lassen sie mich besonders hinweisen - zur Zeit 
rechtlich gesehen nur Objekt politischer und strategischer Überlegungen.  
Ich habe gesagt: "rechtlich gesehen", weil sie bei Genehmigung der Verträge vom Objekt zum 
Mithandelnden würde und weil die Westmächte in der Annahme, daß diese Verträge in Kraft 
treten werden, uns jetzt schon nicht mehr lediglich als Objekt politischer und strategischer 
Überlegungen betrachten.  
Deutschland ist zudem noch geteilt. So liegt es zwischen den beiden großen Machtsystemen, 
die ich eben geschildert habe. Es liegt mitten in einem Spannungsfeld zwischen Ost und West, 
und zwar an einer besonders gefährdeten Stelle.  
Welche Fortschritte werden nun die Verträge nach ihrem Inkrafttreten gegenüber dem heuti-
gen Zustand für Deutschland bringen? Das Besatzungsstatut fällt fort. Alle wirtschaftlichen 
Beschränkungen hören auf. Wir erhalten die Unterstützung der Vereinigten Staaten. Wir er-
halten ein Defensivbündnis mit Großbritannien. Die europäische Föderation beginnt auf dem 
neuralgischsten Punkt, nämlich dem militärischen. Europäische Kriege sind in Zukunft ausge-
schlossen. 
(Lachen bei der KPD ...) 
Durch den Einbau in das größte Verteidigungssystem der Geschichte erhalten wir die denkbar 
größte Sicherheit, und, meine Damen und Herren, wir sind nicht mehr Objekt politischer und 
strategischer Überlegungen, sondern wir werden Mithandelnde. 
... Solange wir besetztes Land sind, solange wir uns nicht in das westliche Verteidigungssy-
stem eingefügt haben, sind wir ein Niemandsland zwischen 2 großen Mächtegruppen. ... 
Wenn wir Mithandelnde werden, können wir auch unsere Kraft dafür einsetzen, daß die be-
stehenden Spannungen zwischen Ost und West auf friedlichem Wege gelöst werden.  
Bleiben wir Objekt, so haben wir diese Möglichkeit nicht. 
Und welches würden nun die Folgen der Ablehnung der Verträge sein?  
Zunächst ist eines sicher. Es werden keine neuen Verhandlungen auf der gleichen Basis erfol-
gen, um Änderungen in dieser oder jener Hinsicht an diesem oder jenem Artikel zu erreichen. 
Darauf habe ich bereits hingewiesen.  
Aber, meine Damen und Herren, eine Folge der Ablehnung der Verträge durch die Bundesre-
publik würde ein Fiasko der bisherigen Politik der Westmächte gegenüber der Bundesrepublik 
bedeuten, und dieses Fiasko würde in sich schließen einen diplomatischen Erfolg für Sowjet-
rußland, der die sowjetische Selbsteinschätzung in unerträglicher Weise erhöhen würde.  
Die diplomatische Lage in der Welt würde sich in starker Weise zugunsten Sowjetrußlands 
verschieben. Das Scheitern der bisherigen Politik der Westmächte bezüglich Deutschlands in 
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Verbindung mit dem dadurch verursachten diplomatischen Gewinn Sowjetrußlands würde die 
Westmächte höchstwahrscheinlich zu einer grundlegenden Überprüfung ihrer Politik gegen-
über Deutschland, Europa und Sowjetrußland veranlassen.  
(Zuruf des Abgeordneten Strauß: Sehr richtig!) ... 
Das Besatzungsstatut würde bestehen bleiben. Wegen der unsicheren Haltung der Bundesre-
publik würde das Vertrauen, das wir uns bisher bei den Westmächten und in der ganzen Welt 
erworben haben, verlorengehen. 
Die Handhabung des Besatzungsstatuts würde gegenüber dem jetzigen Zustand eine Wendung 
zur verschärften Kontrolle nehmen. 
Ich habe schon erwähnt, daß eine Ablehnung der Verträge die Möglichkeit heraufbeschwört, 
daß Sowjetrußland mit seiner Forderung auf Neutralisierung Deutschlands durchdringen wür-
de. Die Integration Europas, meine Damen und Herren, würde in einem solchen Falle ausge-
schlossen sein, da ein Westeuropa sich ohne Deutschland nicht schaffen läßt. Die Bundesre-
publik würde dank der dann in Westeuropa entstehenden Situation und mit Hilfe der jetzt 
schon in großer Zahl bestehenden Tarnorganisationen in die sowjetische Machtsphäre in der 
einen oder anderen Form hineingeraten. 
Dann würde bei uns die gleiche Entwicklung einsetzen, wie sie sich in den nunmehrigen Sa-
tellitenstaaten vollzogen hat, d.h. ganz Deutschland würde ein Satellitenstaat werden. 
Ich möchte noch einige in der Öffentlichkeit aufgeworfene Fragen besprechen, die von beson-
derer Bedeutung sind. Es ist behauptet worden, die Genehmigung der beiden Verträge mache 
die Wiedervereinigung mit der Sowjetzone unmöglich. ...  
(Zuruf von der KPD: Das stimmt ganz genau!) 
Ich halte diese Behauptung für falsch. ... 
Es ist richtig, daß die Wiedervereinigung in Freiheit nur mit Zustimmung der 4 Alliierten, also 
auch mit Zustimmung Sowjetrußlands erfolgen kann. 
Ich bin der Auffassung, daß es klug ist, wenn man sich für diese Politik die Hilfe von wenig-
stens 3 von vieren zunächst sichert, wie wir das im Deutschlandvertrag tun. ... 
Ein Gesamtdeutschland, wie es bis jetzt Sowjetrußland in seinen Noten fordert, also ein neu-
tralisiertes Deutschland, ein auf dem Boden des Potsdamer Abkommen errichtetes Gesamt-
deutschland ist für uns nicht möglich. ... 
Das eine ist sicher, meine Damen und Herren: Wenn wir die Verträge nicht unterzeichnen, 
verbessern wir die Aussicht auf Wiedervereinigung Deutschlands in keiner Weise. ... 
Es ist weiter die Frage aufgeworfen worden, ob nicht die militärische Stärkung des Westens, 
die das Vertragswerk zur Folge haben wird, Sowjetrußland dazu reizen würde, zum heißen 
Krieg überzugehen.  
Auch hier glaube ich, meine Damen und Herren, daß das Gegenteil richtig ist. Ich bin der 
Überzeugung, daß man einen hochgerüsteten totalitären Staat nicht dadurch von einer Aggres-
sion abhält, daß man möglichst schwach bleibt.  
(Lebhafte Zustimmung und Beifall bei den Regierungsparteien. – Zuruf des KPD-Abgeordne-
ten Reimann: Wie Adolf Hitler! Der hat das auch gesagt!) ... 
Als Hitler aufrüstete, ist zunächst von seiten der anderen europäischen Staaten und von seiten 
der Vereinigten Staaten von Amerika nichts geschehen.  
Weil Hitler wußte, daß diese Länder, militärisch schwach waren, hat er in dem Augenblick, 
als er glaubte, er sei stark genug, um einen schnellen Sieg zu erlangen, losgeschlagen. 
Hätte man damals, als Hitler aufzurüsten begann, in den anderen Ländern auch die Verteidi-
gungskräfte vermehrt, so würde Hitler niemals den Krieg gewagt haben. 
Etwas Ähnliches, meine Damen und Herren, gilt auch für die Zeit nach 1945. Da Sowjetruß-
land stark gerüstet blieb, während die anderen Länder abrüsteten, 
(Zuruf von der KPD: Wer denn?) 
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machte es von seiner militärischen Überlegenheit durch die Unterwerfung der jetzigen Satelli-
tenstaaten rücksichtslosen Gebrauch. 
Ich bin überzeugt, daß Sowjetrußland das nicht getan hätte, wenn es hätte befürchten müssen, 
daß die anderen ihm in den Arm fallen würden. ...<< 
Der SPD-Abgeordnete Carlo Schmid (1896-1979, 1949-72 Mitglied des Bundestages, 1966-
69 Bundesminister) erklärt am 9. Juli 1952 im Bundestag zu den Folgen des geplanten Bei-
tritts in die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (x301/126): >>... Dieser EVG-Vertrag ist 
in Wirklichkeit die Verpflichtung, die Bundesrepublik unlöslich in ein politisches und militä-
risches Vertragssystem einzubringen, das die russische Besatzungsmacht, ohne deren Zu-
stimmung wir die Voraussetzungen für die Schaffung der Einheit Deutschlands nicht erfüllen 
können – ob mit Recht oder Urecht – nun einmal als gegen sich gerichtet betrachtet, und wir 
übernehmen darin recht präzise Verpflichtungen. ... 
Nun kann die Einheit Deutschlands doch nur zustande kommen, wenn die Russen – ja, auch 
die Russen – mit gesamtdeutschen freien Wahlen einverstanden sind. Und glaubt man denn, 
daß sie dazu bereit sein werden, wenn von vornherein feststehen soll, daß der Teil Deutsch-
lands, den sie aufgeben, aufgrund einer heute geschaffenen vertraglichen Verpflichtung einem 
Block zugeschlagen werden soll, den dieses Rußland nun einmal als feindlich empfindet? ... 
Wir können uns dagegen nicht mit den Worten trösten, daß wir durch diese Verträge nunmehr 
zusammen mit dem Westen so stark werden, daß wir mit den Russen endlich die Sprache 
sprechen können, die sie allein verstehen. Glaubt man denn wirklich, mit diesen Verträgen die 
Russen zur politischen Kapitulation zwingen zu können? ... 
Sie sagen: Wir machen durch die Verträge uns und den Westen stark, und nur, wenn wir den 
Westen stark machen -, kann man den Russen gegenüber eine offensive Deutschland-Politik 
betreiben, denn sie verstehen nur die Sprache der Macht. 
Dazu sagen wir Ihnen: Die Macht, die wir dazu brauchten, schaffen diese Verträge nicht. Kei-
ner unserer Partner ist durch diese Verträge zu konkreten politischen Maßnahmen für die Ein-
heit Deutschlands verpflichtet. Jeder einzelne bleibt in jedem einzelnen Falle Herr seiner Ent-
scheidung. ... 
Es sollte das vornehmste Nahziel unserer Politik sein, auf die Abhaltung einer Viermächte-
konferenz hinzuwirken, auf der der Osten und der Westen klipp und klar zum Ausdruck brin-
gen sollen, wie man sich dort, wo man noch Geschichte machen kann, die Lösung unserer 
Schicksalsfrage vorstellt und welche Voraussetzungen von der einen oder von der anderen 
Seite für das Verständnis verlangt werden.  
Einen anderen Weg gibt es schlechthin nicht!<< 
 


